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Öffentliche Anhörung  
zu folgenden Vorlagen: 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur nachhaltigen Stär-
kung der personellen Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr (Bundeswehr-Einsatzbereitschafts-
stärkungsgesetz – BwEinsatzBerStG) 

BT-Drucksache 19/9491 

sowie 

Antrag der Abgeordneten Rüdiger Lucassen, Jan 
Ralf Nolte, Jens Kestner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

§ 30c des Soldatengesetzes ersatzlos streichen – 
Wöchentliche Rahmendienstzeit in der Bundes-
wehr flexibilisieren 

BT-Drucksache 19/9962 

 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. Ich eröffne die 36. Sit-
zung des Verteidigungsausschusses, zu der ich Sie 
alle sehr herzlich begrüße. Der Präsident hat die 
Sitzung genehmigt, also können wir sie abhalten. 
Einziger Tagesordnungspunkt ist heute die Öffent-
liche Anhörung zum Thema Bundeswehr-Einsatz-
bereitschaftsstärkungsgesetz. Ich danke Ihnen, 
meine Damen und Herren der einzelnen Verbände 
und Interessenvertretungen, dass Sie unserer Ein-
ladung nachgekommen sind, um die Fragen mei-
ner Kolleginnen und Kollegen zu beantworten. 
Ich begrüße auch, soweit sie denn da sind, die 
Kolleginnen und Kollegen anderer mitberatender 
Ausschüsse. Weiterhin begrüße ich alle anwesen-
den Gäste und Zuhörer. Begrüßen darf ich weiter 
Vertreter der Bundesregierung, vorrangig aus dem 
Verteidigungsministerium, sowie Vertreter des 
Bundesrates.  

Der vorliegende Entwurf zum Bundeswehr-Ein-
satzbereitschaftsstärkungsgesetz ist das größte Ge-
setzgebungsverfahren im Bereich der Verteidi-
gungs- und Sicherheitspolitik in dieser Legislatur-
periode. Der Gesetzentwurf befasst sich – um es 
stichwortartig zusammenzufassen – mit der Wei-
terentwicklung des soldatischen Dienstrechts 

durch Schaffung einer neuen Art des Wehrdiens-
tes für Reservistinnen und Reservisten mit Anrei-
zen für die Gewinnung von Reservistendienst 
Leistenden. Er sieht die Erweiterung der Möglich-
keiten zur Berufung in das Dienstverhältnis einer 
Berufssoldatin oder eines Berufssoldaten vor. Fer-
ner ermöglicht der Gesetzentwurf die Schaffung 
der temporären Möglichkeit, die Anwendung von 
Arbeitszeitvorschriften für bestimmte genau be-
zeichnete Tätigkeiten in den Streitkräften auszu-
setzen. Weiter sieht er Verbesserungen der sozia-
len Absicherung der länger dienenden Soldatin-
nen und Soldaten auf Zeit vor. Er enthält darüber 
hinaus eine Ergänzung des Einsatz-Weiterverwen-
dungsgesetzes, um eine Rechtsgrundlage für die 
Kostenerstattung bei der Einbeziehung von Ange-
hörigen in die Therapie Einsatzgeschädigter zu er-
möglichen. Letztlich beinhaltet der Gesetzentwurf 
eine Neufassung des Wehrsoldgesetzes und des 
Unterhaltssicherungsgesetzes sowie eine Verbes-
serung der rentenversicherungsrechtlichen Absi-
cherung sowohl für Soldatinnen und Soldaten auf 
Zeit als auch für Reservistendienst Leistende und 
freiwilligen Wehrdienst Leistende.  

Dem Ausschuss geht es heute darum, sich einen 
Überblick über den derzeitigen Meinungsstand in-
nerhalb der Verbände und Interessenvertretungen 
zu diesem Gesetzentwurf zu verschaffen. Die Er-
gebnisse dieser Anhörung dienen dazu, die weite-
ren Beratungen im Ausschuss und in der Öffent-
lichkeit auf eine fundierte Grundlage zu stellen. 
Hierzu begrüße ich nochmals ganz herzlich die 
Vertreterinnen und Vertreter der Verbände und 
Interessenvertretungen, die entsprechend unse-
rem Einladungsschreiben die Möglichkeit hatten, 
eine schriftliche Stellungnahme zum Thema der 
Anhörung abzugeben. Für die eingegangenen Stel-
lungnahmen bedanke ich mich ganz herzlich. Sie 
sind an die Mitglieder des Verteidigungsausschus-
ses verteilt worden und werden dem Protokoll 
über die Sitzung beigefügt.  

Von der heutigen Sitzung wird ein Wortprotokoll 
erstellt. Zu diesem Zweck wird unsere Anhörung 
auf digitalem Tonträger aufgezeichnet. Ich bitte 
Sie, bei jedem Wortbeitrag das Mikrofon zu benut-
zen sowie ihren Namen zu nennen.  
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Wie Sie der Einladung bzw. der Tagesordnung 
entnehmen konnten, ist für diese Anhörung insge-
samt eine Zeit von 15:00 bis 18:00 Uhr vorgese-
hen.  

Einleitend möchte ich den Vertreterinnen und 
Vertretern der Verbände und Interessensvertretun-
gen die Gelegenheit geben, in einer kurzen Erklä-
rung von etwa fünf bis zehn Minuten zu dem Ge-
setzentwurf und dem Antrag der AfD-Fraktion 
Stellung zu nehmen. Danach werden wir mit der 
Befragung durch die Fraktionen fortfahren. Die 
Fraktionen haben sich darauf verständigt, zwei 
Fragerunden durchzuführen, für die jeweils die 
sogenannte Berliner Stunde zugrunde gelegt wird. 
Es ist ja alles ordentlich organisiert mit Zeitkon-
tingenten, wie sich das gehört. Es beginnt die 
CDU/CSU-Fraktion gefolgt von der AfD-Fraktion, 
der SPD-Fraktion, der FDP-Fraktion, der Fraktion 
DIE LINKE. und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Innerhalb der Zeitkontingente bestim-
men die Fraktionen selbst, wer eine Frage stellt 
und an wen sich die Frage jeweils richtet. Das 
Zeitkontingent umfasst dabei Fragen und Antwor-
ten.  

Wir beginnen nun mit den Eingangsstatements. 
Wir gehen hierbei der Einfachheit halber alphabe-
tisch vor und ich gebe zunächst dem Deutschen 
BundeswehrVerband das Wort.  

SV OTL André Wüstner (Bundesvorsitzender 
Deutscher BundeswehrVerband e.V. (DBwV)): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordnete! Verehrte 
Gäste und Zuhörer! Erst einmal sage ich unserer-
seits herzlichen Dank für die Möglichkeit, im Rah-
men einer Anhörung hier für den Deutschen Bun-
deswehrVerband Stellung zu nehmen. Das folgt 
jetzt sozusagen einer längeren Kette und ist so 
mehr oder weniger das letzte Glied, was den Aus-
tausch anbelangt: Schon in der letzten Legislatur-
periode beginnend, dann zu Beginn auf Arbeits-
ebene, dann natürlich klassisch zwei große Stel-
lungnahmen im Arbeitsprozess in der Erarbeitung 
des Kabinettsentwurfs und jetzt hier. Entspre-
chend haben wir in unserer Stellungnahme nur 
noch mal den Bereich thematisiert, den wir defi-
nitiv noch als optimierungsbedürftig sehen.  

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich noch 
mal ausholen. Wir selbst als Interessenvertretung 
der Menschen der Bundeswehr – Arbeitnehmer, 
Beamte und Soldatinnen und Soldaten – haben in 
der letzten Legislaturperiode aufgrund der verän-
derten Rahmenbedingungen – Stichwort 2014 ff., 
mehr NATO-Verpflichtungen – zum Ausdruck ge-
bracht, dass das klassische System Bundeswehr, 
so wie es 2011 auf den Weg gebracht wurde, nicht 
mehr greift und dass auch die sozialen Rahmenbe-
dingungen nicht mehr greifen. Explizit ausgenom-
men ist der Bereich der Einsatzversorgungsgesetz-
gebung. Und wir haben wohl zur Kenntnis ge-
nommen, dass in der letzten Legislaturperiode 
schon fraktionsübergreifend die Absicht zum Aus-
druck gebracht wurde, in dieser Legislaturperiode 
diesen Bereich der Einsatzversorgungsgesetzge-
bung aufzunehmen und sozusagen auf alle ein-
satzgleichen Verpflichtungen auszuweiten. Ich 
möchte jetzt nicht weiter zur Fürsorgeverpflich-
tung des Dienstherrn ausführen, warum das ele-
mentar für die Menschen der Bundeswehr und 
die Familien ist. Aber es ist erstmal sehr, sehr po-
sitiv, dass man diese Linie aufgenommen hat und 
damit auch Glaubwürdigkeit unterfüttert. All das, 
was in diesem Gesetz ist, – und da sind wir uns 
einig – ist sehr, sehr positiv und wird auch positiv 
aufgenommen werden. Das vielleicht noch mal 
vorweg. Es ist ein gutes, jetzt zweites Gesetz mit 
Bundeswehr-Bezug. Das erste war ja das soge-
nannte GKV-VEG – Versichertenentlastunggesetz 
– mit einem nicht unwesentlichen Teil Bundes-
wehr. Jetzt das zweite und dann folgt das dritte.  

Es geht um das sogenannte Bundeswehr-Einsatz-
bereitschaftsstärkungsgesetz. Genau genommen 
ging es um die nachhaltige Stärkung der personel-
len Einsatzbereitschaft. Es ist wichtig, dass wir 
hier noch mal klar auf den Punkt bringen: Perso-
nelle Einsatzbereitschaft! Denn Einsatzbereit-
schaft in Gänze ist mehr, das will ich nicht weiter 
ausführen: Material, Infrastruktur. Also personelle 
Einsatzbereitschaft! Da haben wir eine Medaille 
mit zwei Seiten. Eine Seite ist dieses Gesetz. Ein 
zweites Gesetz, das mindestens genauso wichtig 
ist, ist das sogenannte Besoldungsstrukturmoder-
nisierungsgesetz, das jetzt kurz vor der Kabinetts-
befassung stehen soll. Wir hoffen, noch vor der 
Sommerpause. Aber beide Teile greifen das auf, 
was wir als Hygienefaktoren – nehmen wir mal 
Herzberg – beschreiben, und können viele Dinge 
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positiv nach vorne treiben, wenn sie denn richtig 
ausgestaltet werden.  

Nun zum vorliegenden Gesetzentwurf. Ich sagte, 
ich gehe nur auf die Key Bullets ein. Den Rest 
gerne in der Fragerunde. Ein wesentlicher Punkt, 
– das hatte ich aufgeführt – erörtert schon in der 
letzten Legislaturperiode, ist die Ausweitung der 
Einsatzversorgung auf die einsatzgleichen Ver-
pflichtungen. Für uns als Berufsverband ist ele-
mentar, dass man für diejenigen, die in jegliche 
Missionen entsandt werden – innerhalb des 
BMVg haben wir mittlerweile das Missionsmo-
dell, das die Einsätze viel breiter fasst –, auch die 
Einsatzversorgungsgesetzgebung entsprechend 
ausweitet. Dieser Schritt, die Erweiterung auf ein-
satzgleiche Verpflichtungen,  ist begrüßenswert. 
Das Einzige, das für uns ein Mangel darstellt, ist, 
dass man es erstmal rein formal auf Einsätze be-
schränken möchte, die mit mindestens einer AVZ-
Stufe 3 hinterlegt sind. Wir sind der Auffassung, 
die Soldatin, der Soldat, aber auch der Beamte – 
weil ja auch da die Versorgung übertragen werden 
soll – und wiederum auch der Arbeitnehmer müs-
sen vor Beginn eines Einsatzes darum wissen, wie 
sie abgesichert sind, und brauchen entsprechend 
Klarheit. Ich könnte sagen, auch der Sozialdienst 
braucht Klarheit, um nicht, wie wir es schon 
heute haben, bei Missionen Gefahr zu laufen und 
zu sagen: Achtung! Wir haben jetzt hier ein Vor-
kommnis, das im Bereich AVZ 2 anzusiedeln ist. 
Dort haben wir aber ein Vorkommnis, das der 
AVZ 4 Kategorie wie bei UNIFIL, Libanon, ange-
hört. Ich könnte auch andere Beispiele nennen. 
Da bin ich der Auffassung: Wenn wir Menschen 
in entsprechende Einsätze entsenden, dann sollte 
es am besten gar keine Beschränkung geben, son-
dern man sollte sagen: Achtung! Der Dienstherr 
hat im Rahmen seiner Fürsorgepflicht eigentlich 
die klare Pflicht, in Richtung Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz ein besonderes Augenmerk zu le-
gen. Und wenn man sagt, man muss da eine Aus-
nahme machen und kann das jetzt nicht gewähr-
leisten, weil der Soldatenberuf kein Beruf wie je-
der andere ist, dann ist das Minimum, dass wir 
sagen: Wir weiten die Einsatzversorgung in Gänze 
aus, insbesondere vor dem Hintergrund, dass mir 
oft auch entgegengehalten wird: Na ja, die Versor-
gung mit Blick auf Dienstunfälle etc. ist ja relativ 
gut geregelt. Wir haben viele Soldaten auf Zeit in 

den verschiedenen Missionen; wir haben Reser-
visten in der entsprechenden nur temporären Ein-
satzphase. Die müssen vorher wissen, wie sie ab-
gesichert sind, unabhängig von einer AVZ-Stufe. 
Darauf will ich noch mal gesonderten Wert legen.  

Ein zweiter Punkt – das entnehmen Sie auch der 
Stellungnahme – ist das Thema Einbeziehung An-
gehöriger in Therapiemaßnahmen Einsatzgeschä-
digter und zwar für mehr als für drei Wochen pro 
Kalenderjahr und über drei Maßnahmen hinaus. 
Auch hier sehr positiv – ich erinnere mich noch 
an ein Trauma-Kolloquium Ende 2016 unter Be-
teiligung einzelner Damen und Herren hier und 
des Wehrbeauftragten, als die Thematik „Einbe-
ziehung Angehöriger“ und vieles mehr in Form 
eines Forderungspapier mit breiter Unterstützung 
aus den Bereich der Therapeuten in der Bundes-
wehr auf den Weg gebracht wurde. Es ist sehr, 
sehr gut, dass man in diesem Gesetz jetzt entspre-
chende Maßnahmen vorsieht. Ich weise nur da-
rauf hin: Nach Rücksprache mit vielen Therapeu-
ten in der Bundeswehr und entsprechender Be-
schäftigung mit Fallbeispielen ist es natürlich im-
mer eine Frage, inwieweit man tatsächlich sagen 
kann: Achtung! Mit dreimal im Kalenderjahr mit 
je drei Wochen als Maximum ist das ausreichend. 
Wir wissen, nicht nur der Mensch ist sehr unter-
schiedlich, sondern auch Therapien, und auch die 
entsprechenden Maßnahmen sind sehr unter-
schiedlich. Deswegen sagen wir: Eine Ausweitung 
um mindestens eine Woche wäre sinnvoll. Im Ide-
alen würden man natürlich sagen: Es ist therapie-
gestützt und abhängig von den Zielen und man 
entfernt die entsprechenden zeitlichen Auflagen.  

Der vorletzte, aber wichtige Punkt, der uns um-
treibt und wo wir auch im Verband eine klare Be-
schlusslage haben, ist die Thematik „Umgang mit 
der Arbeitszeitverordnung“ und mit dem Thema 
§ 30c und § 30d [Soldatengesetz]. Der Gesetzent-
wurf sieht die Einführung eines § 30d vor, mit 
dem eine Aussetzung der Anwendung der Ar-
beitszeitvorschriften von bis zu sieben Jahren er-
möglicht wird. Einige von Ihnen hatten das ja 
schon im Zuge der ersten Lesung benannt. Grund-
sätzlich lehnen wir den § 30d in Gänze ab. Das 
entnehmen Sie unserem Forderungspapier. Über 
die Ziffern a und b könnten wir reden, wenn an-
nährend deutlich werden würde, in welcher Art 
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und Weise man das ausgestalten würde. Das hat 
eben auch eine besoldungsrechtliche Relevanz, 
die bis jetzt noch nicht geklärt ist. Wir warnen als 
Verband davor, insbesondere mit Blick auf die 
Spezialisten, wenn man sagt: Ich bekämpfe jetzt 
ein Symptom, indem ich sage: Ich habe für eine 
gewisse Zeit einen Mangel und erweitere einen 
Rahmen, sehe aber die Ursache zu wenig und im 
schlimmsten Fall – ich nehme mal die Piloten – 
habe ich zwar einen erweiterten Rahmen. Wenn 
aber das Gesamtpaket inklusive der Besoldung 
nicht passt, dann kann es sein, dass in den nächs-
ten Jahren mehr Piloten kündigen, weil sie mit 
dem Gesamtpaket nicht zufrieden sind. Mit dieser 
Thematik sollte man sich intensiver auseinander-
setzen. 

Ein weiterer Punkt ist, dass mit Blick auf den 
§ 30d noch nicht klar ist, wie die Ausgestaltung 
im Detail laufen soll. Das Thema SAZV ist schon 
recht komplex. Deswegen wollen wir einen Tick 
mehr Flexibilisierung, auch vor dem Hintergrund 
der Arbeiten am Besoldungsstrukturmodernisie-
rungsgesetz. Aber mit einem § 30d laufen wir Ge-
fahr, dass wir einen Tick mehr Bürokratie aufle-
gen, weil wir wiederum einen neuen Fall haben 
mit wiederum einer anderen Auslegungshilfe. Da 
wir Bürokratiemonster eigentlich reduzieren wol-
len, will ich nur sagen: Achtung! Bevor nicht klar 
ist, in welcher Art und Weise das ausgestaltet 
wird, sollte man diesem so nicht zustimmen.  

Letzter Punkt ist die Thematik der Erweiterung 
der 41-Stunden-Woche auf 44 Stunden. Auch die 
hatte ich dort, wo Bedarf war, schon vorgetragen. 
Dieser Erweiterung können wir in dieser Art und 
Weise nicht zustimmen. Wir haben das alles noch 
mal nachgeprüft, auch Ihre Reden in Teilen in der 
letzten Legislaturperiode zur Begründung der Ein-
führung der gesetzlichen Arbeitszeitregelung, ins-
besondere diesen besonderen Passus, dass man 
sagt: Wir haben hier eine gesetzliche Auflage, die 
von allen Fraktionen gelobt und für richtig gehal-
ten wurde. Deswegen können wir aktuell nicht 
nachvollziehen, warum man davon weggehen 
würde, auch wenn es einen systematischen As-
pekt hat. Das zu erklären, würde innerhalb der 
Bundeswehr definitiv schwierig werden.  

Der allerletzte Punkt ist ein versorgungsrechtli-
cher Aspekt, den wir auch in allen Stellungnah-
men immer wieder zum Ausdruck gebracht ha-
ben. Die erfahrenen Damen und Herren hier wis-
sen das schon: Es geht um den Wegfall der Hinzu-
verdienstgrenzen. Das haben wir immer wieder 
thematisiert und es sollte auch Kernbestandteil ei-
nes solchen Gesetzgebungsverfahrens sein, dass 
Menschen, die nach dem Ausscheiden aus der 
Bundeswehr noch regional im näheren Umfeld tä-
tig werden wollen, das auch ohne entsprechende 
Beschränkungen beim Hinzuverdienst tun kön-
nen. Wir haben noch mal das damalige Zitat von 
Frank Jürgen Weise aufgeführt, der damals schon 
angeraten hat, diese Hinzuverdienstgrenze defini-
tiv wegzunehmen. Näheres entnehmen sie der Be-
gründung. Das waren die Kernbullets und zu al-
lem weiteren können wir gerne Stellung nehmen. 
Viele Dank! 

SV Dr. Hans Liesenhoff (stv. Bundesvorsitzender 
Verband der Beamten der Bundeswehr e. V. 
(VBB)): Herzlichen Dank! Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender! Herr Wehrbeauftragter! Herr Staatssek-
retär! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Sehr geehrte Herren Generale! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich vertrete hier die Interes-
sen der zivilen Beschäftigten im Auftrag des Ver-
bandes der Beamten der Bundeswehr und wir 
danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Mit den Augen eines ehemaligen Offiziers und 
Reservisten las ich den vorliegenden Entwurf des 
Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgeset-
zes sehr positiv, denn die Maßnahmen können 
viele Symptome lindern. Als stellvertretender 
Bundesvorsitzender unseres Verbandes lese ich 
diesen gleichen Entwurf allerdings kritisch, denn 
er richtet sich in erster Linie an Soldaten und wir 
dürfen nicht vergessen, dass die Bundeswehr ge-
mäß Artikel 87a und 87b GG aus Soldaten und Zi-
vilen besteht. Denken Sie an die Einsatzwehrver-
waltung! Viele der Zivilisten gehen auch in die 
Einsätze und das kommt mir ein bisschen zu kurz. 
Wir als Verband fordern deswegen eine weitge-
hende Gleichbehandlung, gerade was die Absi-
cherung anbelangt. Ursache für den Personalman-
gel ist nämlich auch, dass viele Soldatinnen und 
Soldaten Verwaltungsarbeit verrichten. Als Ange-
höriger des Geschäftsbereichs des BMVg sehe ich 
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jeden Tag engagierte Verwaltungssoldaten, die an-
derswo fehlen. Wir meinen, auch da muss man 
rangehen, um die Probleme zu lindern. Man muss 
an die Ursachen heran und nicht nur die Symp-
tome kurieren. Bitte nehmen Sie daher unsere 
Stellungnahme zur Kenntnis, dann helfen sie den 
zivilen Beschäftigten der Bundeswehr, aber auch 
unseren Soldatinnen und Soldaten, die in die 
Einsätze gehen. 

Zum Entwurf der Arbeitszeit: Aus unserer Sicht 
sind Arbeitszeit und Attraktivität in gewisser 
Weise Antagonisten. Wenn wir das mit der Ar-
beitszeit entsprechend verändern, werden wir 
auch Probleme mit der Attraktivität bekommen. 
Denken Sie an die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, die dadurch auch geschwächt wird. Wichti-
ger ist aus unserer Sicht deshalb, die personelle 
Ressourcenlage zu verbessern und die Ressourcen 
besser einzusetzen, dass jeder das macht, wofür er 
auch wirklich da ist, und nicht nur das eben 
schon zitierte Bürokratiemonster Bundeswehr be-
dient. Hier sehen wir die militärische Führung ge-
fordert. Auch in diesem Falle bitten wir Sie, nicht 
die zivilen Beschäftigten, die zivilen Bundeswehr-
angehörigen zu vergessen. Auch da müssen wir 
schauen, dass wir eine entsprechende Gleichbe-
handlung haben, was Arbeitszeiten etc. anbelangt, 
soweit es da zutrifft. Auch da helfen Sie nämlich 
allen. Herzlichen Dank! 

SV Christoph Max vom Hagen (Verband der Re-
servisten der Deutschen Bundeswehr e.V. (Reser-
vistenverband)): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrte Herren und Damen Abgeordnete! Sehr ge-
ehrter Staatssekretär! Sehr geehrte Generäle! Sehr 
geehrte Damen und Herren. Ich will kurz versu-
chen, noch mal die Position unseres Verbandes zu 
umreißen, bevor wir dann sehr gern Ihren Fragen 
zur Verfügung stehen.  

Der Verband der Reservisten der Deutschen Bun-
deswehr nimmt gern die Gelegenheit war, zum 
vorliegenden Gesetzentwurf im Rahmen der An-
hörung des Verteidigungsausschusses des Deut-
schen Bundestages Stellung zu nehmen. Der Re-
servistenverband ist die Vereinigung der Reservis-
ten und Reservistinnen sowie der Veteranen der 

Bundeswehr und darüber hinaus auch der beson-
ders beauftragte Träger der Reservistenarbeit au-
ßerhalb der Bundeswehr. Mit unseren rund 
115 000 Mitgliedern sprechen wir für alle Reser-
visten und Veteranen der Bundeswehr und vertre-
ten unabhängig und überparteilich deren Interes-
sen.  

Lassen sie mich eingangs festhalten: Der Reservis-
tenverband begrüßt das Bundeswehr-Einsatzbe-
reitschaftsstärkungsgesetz ausdrücklich. Das Ge-
setz enthält eine Vielzahl von Verbesserungen ins-
besondere finanzieller Natur, die die Attraktivität 
des Dienstes auch in der Reserve steigern. Ange-
sichts der stetig wachsenden Bedeutung unserer 
Reserve in der sich stark wandelnden sicherheits-
politischen Lage unseres Landes ist die Stärkung 
der Bundeswehr, aber auch der Reserve eindeutig 
folgerichtig und immens wichtig. Der Reservisten-
verband wirbt für die Reserve. Wir bringen den 
Dienst in Uniform dorthin, wo er nach Ausset-
zung der Wehrpflicht immer seltener stattfindet, 
nämlich auf die Marktplätze unseres Landes, an 
die Abendbrottische und an jeden zivilen Arbeits-
platz. Dabei stellen auch wir immer wieder fest: 
In Zeiten eines sehr vom Wettbewerb geprägten 
Arbeitsmarktes sind die besten und qualifiziertes-
ten Köpfe unseres Landes hart umkämpft und das 
vor allem auch nicht nur in der aktiven Truppe, 
sondern immer mehr auch in der Reserve.  

Wir begrüßen daher ausdrücklich, dass mit dem 
neuen Wehrdienst zur temporären Verbesserung 
der personellen Einsatzbereitschaft in Verbindung 
mit der Möglichkeit, in Teilzeit Reservedienst zu 
leisten, eine Flexibilisierung des Dienstes erreicht 
wird, die sich der Lebensrealität unserer Reservis-
ten anpasst. Wir werden diese neuen Varianten 
des Wehrdienstes im Sinne unserer Reservisten 
konstruktiv, aber durchaus auch kritisch beglei-
ten.  

Besonders begrüßen wir die Verbesserung der Be-
messungsgrundlage in der Rentenversorgung so-
wie, dass die Zuschläge für herausgehobene Funk-
tionen, für besondere Erschwernisse und für be-
sondere zeitliche Belastungen nun auch an die 
Reservisten gezahlt werden. Hier werden langjäh-
rige Forderungen des Verbandes umgesetzt, die 
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die Ungleichbehandlung von Reservisten im Ver-
gleich zu aktiven Soldaten abbauen und die Wert-
schätzung des Dienstes der Menschen in unserer 
Reserve unterstreichen.  

Unbenommen dieser deutlichen Verbesserung für 
die Reserve weist das Gesetz jedoch auch Ände-
rungen auf, denen der Reservistenverband in die-
ser Form nicht zustimmen kann. Dies betrifft ins-
besondere den Teil der Neuregelung des Unter-
haltssicherungsgesetzes sowie bestimmte Be-
schränkungen der Versorgung von Kameraden, 
die unter den gesundheitlichen Folgen ihres 
Dienstes leiden. Aus Sicht des Reservistenverban-
des dürfen aus Respekt vor dem Dienst unserer 
Reservisten und aufgrund der wachsenden Bedeu-
tung der Reserve keine Negativanreize durch die-
ses oder nachfolgende Gesetze entstehen. Dies be-
trifft insbesondere auch den Kernbereich der 
grundständigen finanziellen Anerkennung, näm-
lich den Ersatz von Einkommensverlusten bezie-
hungsweise Mindestleistungen sowie die Reser-
vistendienstleistungsprämie. Gleichzeitig ist dem 
Reservistenverband gewahr, dass besondere, ge-
zielte, auf den Einzelzweck abzustellende finanzi-
elle Anreize, zum Beispiel Mehrvergütungen für 
bestimmte Dienstleistungsdauern oder für den 
Dienst an bestimmten Tagen, über die grundstän-
dige finanzielle Anerkennung des Dienstes hin-
ausgehen und Steuerungsinstrumente darstellen, 
die dem Primat der wehrpolitischen Erforderlich-
keit unterliegen. Soweit der Gesetzgeber aufgrund 
wehrpolitischer Überlegungen Anpassungen an 
diesen besonderen Mehrvergütungen vornehmen 
muss, sind wir überzeugt, dass aus Gründen der 
Wertschätzung des Dienstes in der Reserve keine 
Schlechterstellung im Vergleich zur aktiven 
Truppe eintreten sollte. Wir sind weiterhin über-
zeugt, dass es das gegenseitige Treueverhältnis 
von Dienstherrn und Reservisten verlangt, dass 
solche Änderungen in einer Art und Weise vorge-
nommen werden, die es uns Reservisten erlauben, 
sich mit ausreichend zeitlichem Vorlauf auf we-
sentliche Veränderungen der Rahmenbedingun-
gen einzustellen.  

Anhand dieser Grundsätze erlauben wir uns nach-
folgend auf einige Probleme in der Neuregelung 
des Dienstgeldes hinzuweisen. Im Rahmen dieser 
Neuregelung ist nach unserer Ansicht sowohl der 

Kernbereich der grundständigen finanziellen An-
erkennung als auch der Bereich der darüber hin-
ausgehenden, wehrpolitisch motivierten Regelun-
gen und Instrumente betroffen. Das Unterhaltssi-
cherungsgesetz [USG] unterscheidet zwischen 
Kurzübungen und längeren Übungen. Bei Kurz-
wehrübungen erhält der Reservist heute laut USG, 
wenn er nur an einem oder beiden Wochentagen 
übt, das Zweifache der Reservistendienstleis-
tungsprämie [RDL-Prämie], das sogenannte „große 
Dienstgeld“ und ansonsten nur den 1,5-fachen 
Satz der RDL-Prämie. Die Verpflichtungszu-
schläge sollen keinen Anreiz für Kurzübungen 
darstellen. Nach unserem Kenntnisstand beab-
sichtigt der Gesetzgeber mit dieser Regelung, dass 
diese Prämie vor allem an Wochenenden bezogen 
wird. Forciert werden sollte durch dies, dass eine 
zusätzliche Zahlung der Mindestleistung bezie-
hungsweise eines Verdienstausfalls nicht beab-
sichtigt war. Durch die reine Zahlung des Dienst-
geldes ohne weitere Ansprüche sollte hier ein An-
reiz für Dienstleistungen am Wochenende, also 
primär an Tagen, an denen der Reservist keinen 
Verdienstausfall erleidet, geschaffen werden. In 
der Praxis werden Kurzwehrübungen jedoch in 
Einzelfällen mit der Zahlung von Mindestleistun-
gen kombiniert. Mit der Neuregelung dieses Ge-
setzentwurfes versucht der Gesetzgeber wieder 
den ursprünglichen Regelungszweck, nämlich ei-
nen erhöhten Anreiz für den Dienst am Wochen-
ende, herzustellen. Dazu fixiert er die Anwen-
dung des Dienstgeldes auf Wochenenden und Fei-
ertage. Weiterhin stellt er nun klar, dass es nicht 
seine Absicht war, die Mindestdienstleistung be-
ziehungsweise den Verdienstausfall innerhalb 
von Kurzwehrübungen zu zahlen.  

Dem tritt der Reservistenverband doch vehement 
entgegen. Eine solche Regelung entspricht nicht 
mehr der Realität des Erwerbslebens. In einer 
Vielzahl von Berufen, insbesondere in der Dienst-
leistungsbranche, ist die Arbeit am Wochenende 
oder an sieben aufeinanderfolgenden Tagen in ei-
ner Woche durchaus üblich, obendrein auch von 
Reservisten, die am Wochenende oder an Feierta-
gen Dienst leisten, ihrer kostbaren freien Fami-
lienzeit, und sich in den Dienst der Truppe stel-
len. Das darf nicht gering geschätzt werden, insbe-
sondere auch nicht finanziell. Der Reservistenver-
band fordert daher, dass die Gewährung von Min-
destleistungen oder Einkommensverlustersatz auf 
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alle Wochentage ausgeweitet wird und damit die 
finanziellen Leistungen für Kurzübungen an die 
von längeren Reservistendiensten angeglichen 
werden. Dabei ist die besondere Wertschätzung 
des Dienstes am Wochenende und Feiertagen auf-
rechtzuerhalten.  

Zusätzlich lässt die vorgeschlagene neue Regelung 
das sogenannte „kleine Dienstgeld“ entfallen, das 
auch bei der vom Gesetzgeber intendierten Fixie-
rung der Kurzwehrübungen auf das Wochenende 
zumindest für den Freitag gezahlt werden müsste. 
Auch hier sehen wir Nachbesserungsbedarf. Der 
Dienst an einem Freitag muss ebenfalls höher ver-
gütet werden.  

Die Folgen unserer Gegenvorschläge zu der Rege-
lung wären, dass nicht nur der finanzielle Anreiz 
des Dienstes erhöht werde, sondern auch, dass die 
Regelungen des USG nochmals deutlich über-
sichtlicher und vereinfacht würden. Beides ver-
stärkt die Attraktivität des Dienstes in der Reserve 
und erhöht damit die Einsatzbereitschaft der Bun-
deswehr als Ganzes. Gleichzeitig wird in unserem 
Vorschlag der vom Gesetzgeber gewünschte An-
reiz für den Dienst am Wochenende gewahrt blei-
ben. Ich möchte es zunächst bei dieser Stellung-
nahme belassen und bedanke mich nochmals, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
dass wir für Ihre Fragen jetzt zur Verfügung ste-
hen können.  

SV OTL Thomas Huhndorf (Verband der Soldaten 
der Bundeswehr e.V. (vsb)): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftrag-
ter! Sehr geehrter Staatssekretär! Sehr geehrte Ge-
nerale! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete und sehr geehrte Gäste! Auch wir be-
danken uns natürlich sehr herzlich, dass wir die 
Gelegenheit bekommen, hier als junger Interessen-
vertreterverband unsere Ansichten hinsichtlich 
des Entwurfs des Einsatzbereitschaftsstärkungsge-
setzes vorzutragen. Wir als Verband der Soldaten 
der Bundeswehr haben uns dort mit dem strategi-
schen Thema hinsichtlich der Änderungen im 
Soldatengesetz befasst. Hier geht es uns in erster 
Linie um eine Durchleuchtung der geplanten Än-
derungen im Bereich der Dienstzeit. Ein prägen-
der Grundpfeiler der Bundeswehr ist immer das 

Prinzip der Auftragstaktik gewesen und das soll 
es möglichst auch bleiben. Der vornehmste Auf-
trag ergibt sich dabei aus dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, aus dem Arti-
kel 87a, der in den ersten beiden Absätzen fest-
legt, dass der Bund Streitkräfte zur Verteidigung 
aufstellen soll, ihre zahlenmäßige Stärke und die 
Grundzüge ihrer Organisation sich aber aus dem 
Haushaltsplan ergeben. Das heißt, dass bereits 
hierin ein deutlicher Zwiespalt auftritt, der auf 
der einen Seite die Verpflichtung einmal zur Auf-
tragserfüllung ausweist, dann aber auf der ande-
ren Seite die zahlenmäßige Stärke und die Grund-
züge der Organisation eng an den Haushalt bin-
det. Eine Auftragserfüllung in vollem Umfang 
kann aber nur mit einer entsprechenden Ausstat-
tung mit Personal und Material funktionieren. Ist 
dies nicht der Fall, bleibt bestenfalls eine Priori-
sierung in der Auftragserfüllung, um zumindest in 
Teilen auftragsorientiert erfolgreich zu sein. An-
dernfalls gerät man in Gefahr, mit einem Konzept 
„Breite vor Tiefe“ das Risiko einer mangelhaften 
Auftragserfüllung einzugehen.  

Nach der Reduzierung von Personal und Material 
in den 25 Jahren nach der Wiedervereinigung – 
Stichwort Friedensdividende – befinden sich die 
Streitkräfte sowohl personell als auch materiell in 
einer doch relativ deutlichen Mangelbewirtschaf-
tung. Die Schere zwischen der Zahl der Auslands-
einsätze auf der einen Seite in Verbindung mit der 
wiedererstarkten Bedeutung der Landes- und 
Bündnisverteidigung auf der anderen Seite und 
immerhin Trendwenden, die allerdings noch 
nicht die gewünschte Wirkung nachhaltig erzielt 
haben, führen derzeit zu einem Zustand eines 
sehr schlanken Personalkörpers und in Teilen 
doch einen bemerkenswert mangelhaften Klar-
stand und somit einer großen Anstrengung für das 
Bestandspersonal, die angestrebten Aufträge zu 
bewältigen. Insofern ist die Truppe hinsichtlich 
der Bestimmungen des bisherigen § 30c Soldaten-
gesetz gar nicht mal so unglücklich, das heißt, die 
gesetzliche Beschränkung der Arbeitszeit auf 41 
Stunden in Verbindung mit engen Rahmenbedin-
gungen im Grundbetrieb. Aufgrund des § 30c 
kann natürlich in entsprechenden Fällen das 
Ganze „gewavert“, das heißt einsatzbezogen ange-
passt werden. Aber nochmal: Aus unserer Sicht 
sind wir bisher mit diesem § 30c eigentlich recht 
gut gefahren.  
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Sollte der § 30c allerdings angepasst werden müs-
sen, dann ist eine Erweiterung auf 44 Stunden 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit mit Sicher-
heit attraktivitätsmindernd. Abwesenheiten im 
Auslandseinsatz von 100 Arbeitstagen und mehr 
pro Jahr, die mentalen Belastungen der Einsätze 
sowie eine entsprechend hohe Scheidungsrate 
kennzeichnen das Alltagsleben vieler Kameradin-
nen und Kameraden. Daher muss zurzeit im 
Grundbetrieb vor und besonders auch nach den 
Einsätzen zwingend die Möglichkeit zur Regene-
ration gegeben sein. Und das erreicht man mo-
mentan wahrscheinlich auch nur durch eine recht 
straffe Regulierung der Dienstzeiten. Es ist kaum 
vermittelbar, wenn ein Soldat nach sechs Mona-
ten im Ausland oder auf See wenige Tage nach 
der Rückkehr in die Heimat auf ein mehrwöchiges 
Kommando im Grundbetrieb entsandt wird. Das 
beißt sich. Ohne eine reglementierte Arbeitszeit 
für die Betroffenen würde die oben beschriebene 
Mangelbewirtschaftung insbesondere personell zu 
einem ungesunden Teufelskreis führen. Denn das 
Personal, das immer mehr belastet ist, ist natür-
lich auch immer weniger leistungsfähig. Dabei ist 
gerade das Personal die wertvollste Ressource, die 
wir in den Streitkräften zur Verfügung haben. 

Jetzt komme ich zu der Betrachtung der geplanten 
Änderungen. Was im Großen gilt, gilt natürlich 
auch im Kleinen. Das Bundesministerium der 
Verteidigung hat erkannt, dass aufgrund langer 
Vorlaufzeiten in Form von Ausbildung und Spezi-
alisierung einige Verwendungen im Sinne der 
Auftragserfüllung unverzichtbar sind und trotz ge-
ringer personeller Ausstattung verfügbar bleiben 
müssen. Das ist verständlich und man versucht 
nun die erkannte Fähigkeitslücke mittels einem 
gesetzgeberischen Freibrief in Form des geplanten 
§ 30d zumindest vorübergehend für einen gewis-
sen Zeitraum zu entschärfen. Die in dem Entwurf 
des Artikelgesetzes explizit erwähnten Tätigkeiten 
als fliegende Besatzungen zur Überwachung des 
nationalen Luftraums sowie im maritimen Such- 
und Rettungsdienst sind hier allerdings bei wei-
tem wahrscheinlich nicht erschöpfend. Allein der 
Bericht des Wehrbeauftragten Herrn Dr. Bartels 
zeigt Mangel in Spezialistenverwendungen wie 
zum Beispiel den Kampfmittelabwehrfeldwebeln 
über Feuerwerker, Minentaucher und Ausbil-
dungspersonal auf allen Ebenen oder in allen Be-
reichen. Somit muss vermutet werden, dass der 

dritte Abschnitt des § 30d, in dem die Tätigkeiten 
in Streitkräften, die besondere militärische Kennt-
nisse oder besondere militärische Fähigkeiten er-
fordern, beschrieben werden, einen Freibrief da-
für geben können soll, hier entsprechend nachzu-
schöpfen und nachzugreifen. Daher ist es aus un-
serer Sicht gegeben, dass man hier die entspre-
chenden Definitionen und Rechtverordnungen be-
reits kennen sollte, bevor dieses Gesetz tatsäch-
lich so in Kraft treten soll. Zudem lehnen wir aus 
diesen Gründen eine Streichung des § 30c ab. Wie 
anfangs bereits erwähnt, denken wir, dass es sinn-
voll ist, aufgrund der derzeitigen Rahmenbedin-
gungen eine gesetzlich geregelte Arbeitszeit nach 
wie vor aufrechtzuerhalten, um sich dann in ei-
nem späteren Zeitpunkt – wenn denn dann mal 
die Trendwenden gegriffen haben und eine Bun-
deswehr eben nicht mehr in einer gewissen Man-
gelbewirtschaftung, sondern den Anforderungen 
und Aufträgen des Zielbetriebs gewachsen ist –, 
vorsichtig wieder von einer rigiden Vorgabe einer 
Arbeitszeitregelung lösen zu können. Bis zu die-
sem Zeitpunkt jedoch heißt es, vom Ziel her zu 
denken und mittels Priorisierung der Aufträge das 
zu erfüllen, was mit den momentan zur Verfügung 
stehenden personellen, materiellen Ressourcen 
tatsächlich umsetzbar ist. Der Verband der Solda-
ten der Bundeswehr fordert daher eine Erweite-
rung des Entwurfs des § 30d Absatz 2 um den Zu-
satz: „Die Erweiterung der Tätigkeiten nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 c) bedarf eines parlamentari-
schen Beschlusses. Betroffenen Soldaten ist eine 
Kompensation zu gewähren, die sich mindestens 
an den Fällen des § 30c Abschnitt 4 orientiert.“ 
Das ist zunächst einmal unsere Sicht der Bereiche 
des Soldatengesetzes, die sich mit der Arbeitszeit 
der Soldaten und Soldatinnen beschäftigt. Für uns 
als Soldaten der Bundeswehr ist das das eigent-
lich zentrale Thema des Entwurfes des Artikelge-
setzes. Ich bedanke mich zunächst für Ihre Auf-
merksamkeit und wir stehen natürlich für Fragen 
zur Verfügung. 

SV Nils Kammradt (Vereinte Dienstleistungsge-
sellschaft (ver.di)): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Meine sehr geehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Sehr geehrte Damen und Herren! Auch 
von uns natürlich ein großer Dank an den Aus-
schuss, dass Sie uns heute zu der Anhörung ein-
geladen haben. Die Stellungnahme hat Sie heute 
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Mittag ereilt und ich danke dem Sekretariat aus-
drücklich, dass sie in der Sitzung auch noch aus-
gedruckt vorliegt. Das entbindet mich davon, der 
Versuchung zu erliegen, hier sehr ausführlich zu 
werden. Sie können das alles während der Sit-
zung überfliegen oder auch im Zweifelsfalle nach-
lesen. Ich will mich insofern, wie die Vorredne-
rinnen und Vorredner, auf die Kernpunkte, die 
uns wichtig sind, konzentrieren.  

Als Ausgangslage gilt auch für uns, dass wir bei 
der Bundeswehr in einer personellen Mangelsitu-
ation sind – in anderen Mangelsituationen auch, 
auf die wollen wir heute nicht eingehen. Wir re-
den über die Frage der personellen Einsatzbereit-
schaft der Bundeswehr, die wir stärken wollen. 
Wir sehen insofern, dass dieser Gesetzentwurf in 
einem Kontext zu Vorgängerentwürfen steht, auch 
zum Besoldungsstrukturmodernisierungsgesetz. 
Wir haben gerade am Freitag vergangener Woche 
im Bundesministerium des Innern im Beteili-
gungsgespräch zusammengesessen. Ich gehe auch 
davon aus, dass wir in diesem Haus in einem an-
deren Ausschuss dazu zu einer Anhörung zusam-
menkommen. Da werden wir dann den Nachsteu-
erungsbedarf im Besoldungsrecht des Bundes na-
türlich auch noch mal intensiv erörtern. Auch das 
soll heute hier nicht Thema sein. Aber wir sehen 
eine Mangelsituation, wo wir die Trendwende 
eben noch nicht erreicht haben, wo wir noch 
nicht am Ende sind, die Trendwende überhaupt 
erst auf den Weg bringen zu müssen. Und wir se-
hen das in einer gesteigerten Konkurrenzsituation, 
zum einen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und 
zum anderen auch mit dem Öffentlichen Dienst 
des Bundes insgesamt. Dass der Arbeitsmarkt im 
Augenblick noch nicht so entspannt ist, dass wir 
Personal und Fachkräfte für den Öffentlichen 
Dienst gewinnen könnten, weiß jeder. Wir kon-
kurrieren aber auch miteinander. Ich denke an die 
Bundeswehr, die zwischen den Soldatinnen und 
Soldaten, Beamtinnen und Beamten und den Ta-
rifbeschäftigten konkurriert – auf der einen Seite 
intern in dem Arbeitsmarkt Bundeswehr, den wir 
ganzheitlich in den Blick nehmen müssen. Zum 
anderen konkurrieren wir mit der Bundespolizei 
und mit dem Zoll. Letzten Endes adressieren wir 
an die gleichen Zielgruppen. Insofern ist für uns 
Attraktivität für den Öffentlichen Dienst des Bun-
des einschließlich der Bundeswehr ein ganzheitli-
ches Thema.  

Vor diesem Hintergrund wird es Sie nicht wun-
dern, dass auch wir als ersten Schwerpunkt das 
Thema Arbeitszeit haben. Auch wir teilen die Ein-
schätzung, dass eine Erhöhung von Arbeitszeiten, 
die letzten Endes dem Mangel geschuldet ist und 
vor allen Dingen durch Öffnungsklauseln weitge-
hender Art Flexibilität schaffen soll, der Attrakti-
vität schadet. Wir reden über hohe Einsatzbelas-
tungen. Wir reden über sehr viele Stunden, die 
angehäuft werden, über Praktiken auch bei der 
Vergütung von Überstunden, über die wir heute 
gar nicht unbedingt reden wollen. Ob das alles 
rechtens ist, lassen wir mal dahingestellt. Wir re-
den dann aber im Gesetzentwurf ganz konkret 
über die Anpassung an die 45-Stunden-Woche. Ja, 
wir wissen, dass die im Bundesbeamtengesetz 
auch so drin steht und dass es systematische 
Gründe gibt, hier einen gesetzlichen Rahmen zu 
schaffen. Aber das ist uns zu hoch. Das gilt gene-
rell im Bund, wo wir ohnehin der Meinung sind, 
dass die Arbeitszeit, wie es die politischen Ver-
sprechungen in den 2000er Jahren waren, auf die 
39-Stunden-Woche zurückgeführt werden müsste. 
Denn das war mal der Ausgangspunkt. Die Kür-
zungen, die damals erfolgt sind, waren immer mit 
dem Versprechen verbunden, dass das irgend-
wann zurückgenommen wird. Und wir hatten ja 
im Petitionsausschuss vor einigen Wochen hier 
eine Anhörung, in der noch mal klargestellt wor-
den ist: Nein das machen wir nicht. Das ist kein 
gangbarer Weg! Wir müssen hier eigentlich eine 
ganz andere Richtung einschlagen. Insofern leh-
nen wir hier die Ausweitung auf die 44-Stunden-
Woche ab. Das gilt aber natürlich für die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes genauso und inso-
fern auch für die 41-Stunden-Woche. Im Grunde 
genommen hätten wir da lieber eine 39 stehen als 
eine 41. Und wir glauben auch, dass das der At-
traktivität eher zugutekommen würde. Soweit 
müssen wir heute in der Diskussion nicht gehen. 
Das ist eine gesamte Diskussion, die wir an der 
Stelle führen müssen. Das fokussiert sich natür-
lich in der Kritik dann insbesondere im § 30d. 
Das ist bereits gesagt worden. Wo man über § 30d 
Absatz 1 Buchstaben a) und b) noch diskutieren 
kann, wird spätestens im Buchstaben c) klar, da 
beißt sich in meinen Augen irgendwo die Katze in 
den Schwanz. Ich habe mir das als Jurist mal hin-
sichtlich des Bestimmtheitsgebots angesehen. Der 
Gesetzgeber muss hier ja den Rahmen für eine 
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Verordnung, die von einer allgemeinen Arbeits-
zeitverordnung abweicht, schaffen und er sagt: 
„andere genau bezeichnete Tätigkeiten“. Also 
wird im Grunde genommen die gesamte Bestim-
mung des Inhalts dieser Vorschrift dem Verord-
nungsgeber überwiesen. In meinen Augen wird 
der Gesetzgeber an dieser Stelle schon dem Be-
stimmtheitsgebot nicht gerecht, weil er sich in der 
Ausfüllung dessen, was dann in der Verordnung 
noch abweichend geregelt werden kann, komplett 
der Exekutive ausliefert. Der Ausnahmetatbestand 
ist auch so weit gefasst, dass gerade in dienstlich 
angespannten Situationen gar nicht unbedingt die 
Frage aufkommt, ob das je gerechtfertigt ist oder 
nicht. Die Frage wird dann irgendwann mal später 
gestellt, ob das tatsächlich gerechtfertigt war. Aber 
für die praktische Anwendung heißt das, erstmal 
schafft man sich einen Rahmen, der sehr weitge-
hend ist. Ich halte das für problematisch und auch 
wir teilen insofern die Einschätzung, dass man 
den § 30d komplett aus dem Gesetzentwurf her-
ausnehmen sollte.  

Ein zweiter Punkt sind Fragen der Eingriffe in die 
körperliche Unversehrtheit, was die Frage der 
Duldung auch insbesondere von Untersuchungen 
angeht, für die andere öffentliche Behörden eher 
eine richterliche Anordnung bräuchten. Auch die 
Blutabnahme im Fall der Trunkenheitsfahrt ist 
nicht einfach etwas, was geduldet werden muss, 
sondern was angeordnet werden muss. Das ist das 
eine: Wie weitgehend ist das Ganze eigentlich? 
Das zweite ist die Datenschutzgrundverordnung. 
Wir haben Zweifel daran, ob das Gesetz an dieser 
Stelle tatsächlich dem nachgeht, was die Daten-
schutzgrundverordnung vorgibt. Ich habe mir ge-
rade noch mal aus der Zeitschrift für Beamten-
recht einen aktuellen Artikel zum Thema Art. 9 
EU-Datenschutzgrundverordnung herausgezogen. 
Die Frage der Prüfung der gesundheitlichen Eig-
nung bezieht sich zwar auf Beamtinnen und Be-
amte, aber das kann man lückenlos auf die Solda-
tinnen und Soldaten übertragen. Da stellt sich ein-
fach dort, wo die DSGVO von Freiwilligkeit aus-
geht, die Frage: Ist das die reale Situation, in der 
wir uns hier befinden, oder ist der Druck – auch 
zum Teil durch Sanktionen, die ausgesprochen 
werden – nicht so hoch, dass die Freiwilligkeit 
nach der DSGVO eigentlich gar nicht gegeben ist. 
Es wäre auch noch mal spannend, darüber zu dis-
kutieren. Ansonsten wird es von uns noch ein 

paar Ergänzungen zum Thema Soldatenbeteili-
gungsgesetz geben, wenn das Interesse des Aus-
schusses daran besteht, wo wir im Grunde genom-
men immer noch ein bisschen auf die Evaluierung 
warten und da eigentlich auch noch Bedarf sehen, 
dass hier Anpassungen erfolgen. Arbeitszeit, Ein-
griffe in die körperliche Unversehrtheit und dann 
noch mal das SBG: Das wären unsere Schwer-
punkte. Vielen Dank! 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Vielen Dank, 
Frau Nixtatis, meine Herren! Dann gehen wir jetzt 
in die Fragerunde der einzelnen Fraktionen. Da-
mit stehen der CDU/CSU-Fraktionen 20 Minuten 
zur Verfügung. 

Abg. Henning Otte (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
herzlichen Dank! Die Zeit will ich gern nutzen, 
um ein paar einführende Worte zu sagen. Frau 
Nixtatis, meine sehr geehrten Herren! Erstmal vor-
weg herzlichen Dank, dass Sie vertretend für ihre 
Verbände heute bereit sind, an dieser Anhörung 
teilzunehmen. Um es prägnant zu benennen: Das 
Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz ist neben dem 
Besoldungsstrukturgesetz eines von ganz wichti-
gen Vorhaben in der Koalition, auf die wir uns 
auch frühzeitig geeinigt hatten. Es soll dazu die-
nen, dass wir den personellen Aufwuchs versteti-
gen und sicherstellen und die Bundeswehr auch 
als attraktiven Arbeitgeber präsentieren können. 
Das ist wichtiger denn je, gerade in diesen auch 
sicherheitspolitisch angespannten Zeiten. Zwei-
felsohne ist es wichtig, Geld in Ausrüstung, aber 
auch in die wichtigste Ressource, die wir haben, 
zu investieren: Das sind unsere Soldatinnen und 
Soldaten. Sie stehen für uns, für die CDU/CSU-
Fraktion, im Mittelpunkt, denn der Beruf ist eben, 
wie schon gesagt, kein Beruf wie jeder andere. Das 
muss auch Ausdruck in der Fürsorge und Absi-
cherung finden. Wichtig sind für uns die soziale 
Absicherung, die Bezahlung und auch die Flexibi-
lisierung der Dienstgestaltung, um dies sehr deut-
lich zu machen. So geht es im Einzelnen ja auch 
um die Einsatznachsorge bzw. Einsatzversorgung 
jetzt auch für Angehörige, die Härtefallregelung 
beispielsweise bei der Krankenversicherung oder 
die Neuordnung des Wehrsoldes.  



  

 
Verteidigungsausschuss 

   

 

19. Wahlperiode Protokoll der 36. Sitzung 
vom 3. Juni 2019 

Seite 18 von 71 

 
 

Insgesamt werden über 30 Gesetze und Verord-
nungen tangiert. Das ist durchaus ein anspruchs-
volles Vorhaben, das wir hier gemeinsam errei-
chen wollen. Deswegen ist es uns noch mal wich-
tig, auch diese Anhörung vor der dann abschlie-
ßenden Beratung im Ausschuss zu nutzen, denn 
für uns sind – wie auch von ihren Stellungnah-
men angesprochen – beispielsweise die zeitliche 
Begrenzung von Rehamaßnahmen, § 30c und 
§ 30d des Soldatengesetzes bezüglich der Dienst-
zeiten oder eben die Frage der Einsatzversor-
gungsansprüche, sprich AVZ 2 oder 3, immer 
noch Gegenstand der Diskussion. Deswegen noch 
einmal herzlichen Dank für ihre jetzigen Beiträge! 
Wir wollen als Fraktion die Zeit nutzen, jetzt 
noch einmal bei den einzelnen Vorhaben nachzu-
fassen. Hierzu möchte ich das Wort an meine Kol-
legin Frau Vieregge abgeben. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Auch ich 
danke Ihnen allen für Ihre Beiträge, die sehr kom-
pakt waren, allerdings auch recht schnell ange-
sichts dessen, dass Sie sicherlich eine zeitliche 
Vorgabe bekommen haben. Deswegen würde mich 
noch einmal in erster Linie bei den Änderungs-
wünschen bzw. -bedarfen, die Sie sehen, interes-
sieren, wie Sie diese priorisieren würden bzw. 
welches von den Anliegen, die Sie haben, Ihr 
wichtigstes wäre. Diese Frage ist an alle gerichtet. 
Dann würde ich in einer zweiten Runde gerne ein 
bisschen ausführlicher wissen, wie Sie das mit 
der wöchentlichen Arbeitszeit sehen und ob die 
Sinnhaftigkeit von ASZV-Ausnahmen für Mangel-
verwendung noch ein bisschen priorisiert werden 
könnte bzw. noch ein bisschen stärker ausgeführt 
werden kann. Des Weiteren stelle ich auch an alle 
die Frage: Gibt es darüber hinaus Punkte von 
Ihnen, die nach Ihrer Ansicht in dem Gesetz über-
haupt gar nicht berücksichtigt wurden und die Sie 
aber dennoch nach wie vor für sinnhaft erachten 
täten und wo Sie sagen: Das müsste im Grunde ge-
nommen noch völlig neu hinzugefügt werden? 

Eine weitere Frage, die ich noch an die Betroffe-
nen habe: Ist die Tatsache, dass die Bundeswehr 
zum Großteil aus SAZ besteht, bei den Regelun-
gen zur Einsatzversorgung ausreichend berück-
sichtigt? 

Dann noch eine spezielle Bitte an den Verband 
der Reservisten: Wenn Sie zu dem Unterhaltssi-
cherungsgesetz noch einmal nicht nur das, was 
Sie anmerken bzw. bemängeln würden, sondern 
auch, was Ihrer Meinung nach die sinnvollste 
Maßnahme wäre, priorisieren würden. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Wenn Sie, sehr 
geehrte Frau Abgeordnete, nach Prioritäten fragen, 
ist das klar alles, was Fürsorge beinhaltet. Das 
sind zwei Dinge. Das ist das Thema der Therapien 
in Verbindung mit Familienangehörigen, aber der 
Kern ist natürlich die Einsatzversorgungsgesetzge-
bung.  

Ein Mensch, der mit oder ohne Mandat in Ein-
sätze, in einsatzgleiche Verpflichtungen oder in 
Missionen jeglicher Art entsendet wird, muss von 
Anfang an wissen, wie die Einsatzversorgung aus-
gestaltet ist und ob sie greift oder ob sie nicht 
greift. Von Zeit zu Zeit kommt das ja auch vor, 
dass Menschen schon in Einsätze oder einsatzglei-
che Verpflichtungen entsandt werden und man 
noch in der Prüfung bezüglich der Festlegung der 
AVZ-Stufe ist. Für uns ist elementar, dass derje-
nige, der sich auf den Weg macht, von Anfang an 
um seine sozialen Rahmbedingungen weiß, dass 
er von Anfang an darum weiß: Muss ich mich an-
ders persönlich, privat absichern? Muss ich meine 
Familie anders privat absichern? Ich wiederhole 
es noch mal: Insbesondere für die Soldaten auf 
Zeit und Reservistinnen und Reservisten ist das 
von elementarer Bedeutung. Sie müssen vorher 
wissen, wie der Rahmen ist. In der Vergangenheit 
gab es, Gott sei Dank, auch immer eine Möglich-
keit, die in Teilen auch heute noch auf Staatssek-
retärsebene vorhanden ist, da nachzusteuern, aber 
es ist eben keine Sicherheit von Beginn an, inwie-
weit das jetzt unterhalb der AVZ-Stufe 2 mit Blick 
auf die Bewertung der Gefährdung tatsächlich ge-
lingt. Das ist meine Auffassung. Es entspricht 
nicht dem Ziel, das man ursprünglich mit der 
Verbesserung der Einsatzversorgungsgesetzgebung 
und der Ausweitung verfolgen wollte. Deswegen 
sage ich: Fürsorge ist der Kern. Ich mache es mir 
auch einfach, weil ich den anderen Verbänden 
und Gewerkschaften zum Thema Dienstgeld oder 
anderen Bereichen nach wie vor sagen kann, dass 
wir jegliche Maßnahme, die gefordert werden, un-
terstützen. Das ist auch in den Stellungnahmen 
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nachlesbar. Aber der aktuelle Kern für den Deut-
schen BundeswehrVerband ist das Thema Für-
sorge. Für das Thema Arbeitszeit würde ich die 
zweite Runde nehmen, es sei denn sie wünschen 
es anders. 

SV Cora Nixtatis (VBB): Wir stellen auf jeden Fall 
auch das Thema Fürsorge in den Vordergrund. 
Die Problematik bei uns ist ja, dass die vielen zivi-
len Kolleginnen und Kollegen, die mit in den 
Auslandseinsatz gehen, dann einen Statuswechsel 
machen. Sobald sie zurück sind, sind sie wieder 
in ihrem Beamtenverhältnis zurück. Das heißt: Sie 
fallen raus. Wir haben es schon verbessert und es 
wird daran auch gerade eine Menge gemacht. 
Aber wir dürfen das nicht so stehen lassen, wie es 
bislang ist. Die Kolleginnen und Kollegen kom-
men zurück, werden dann mit dem Statuswechsel 
wieder Beamtinnen bzw. Beamte und dann be-
ginnt das Problem. PTBS usw. sind ja Sachen, die 
drei bis fünf Jahre danach aufkommen. Da denkt 
erstmal keiner daran, dass es vielleicht mit die-
sem Auslandseinsatz zu tun haben kann. Sie ken-
nen das Beihilfesystem selbst: Finden sie erstmal 
einen Psychologen oder etwas Ähnliches! Das ist 
eine Katastrophe, was die Zivilen angeht. Dement-
sprechend bitten wir wirklich darum, dass bei 
diesen ganzen Maßnahmen auch immer wieder 
mal im Hintergrund gedacht wird: Wie kriegen 
wir die Zivilen da rein? Wie können wir sie auch 
an diesem Fürsorgegedanken teilhaben lassen, 
dass sie eine Hilfe auch schnell kriegen. Maßnah-
men sind dort bereits ergriffen worden. Wir sind 
im Ministerium, glaube ich, auf einem ganz guten 
Wege. Aber das muss bitte auch vom Parlament 
weiter begleitet werden. Die dürfen nicht hinten 
runterfallen. Weitere Maßnahmen haben wir so 
als solches nicht. Beim Thema Arbeitszeit würden 
wir uns auch in der zweiten Runde einfach an-
schließen wollen. Da sind Themen wie beispiels-
weise unsere Bundeswehrfeuerwehrleute, die bei 
48 Stunden liegen und hier noch gar nicht er-
wähnt worden sind. Auch die sollten wir dement-
sprechend nicht außer Acht lassen. 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Auch wir schließen uns dieser Priorisierung an. 
Fürsorge ist das, was am Ende für die Soldaten in 
diesem speziellen Beruf sehr wichtig ist. Die Auf-
stellung bzw. die Fächerung der Schwerpunkte 

hier haben Sie schon gesehen. Late-onset PTBS 
wurde eben angesprochen. Der Schlag kommt mit 
deutlichem Abstand zum Einsatz und betrifft 
viele unserer Reservistinnen und Reservisten, 
weil sie nun mal gerade die Soldaten sind, die aus 
dem Dienst raus sind und dann zu dem Zeit-
punkt, zu dem sie gerade versuchen, sich ein zivi-
les Leben aufzubauen, doch sehr oft von dieser 
sehr heimtückischen Krankheit heimgesucht wer-
den. Wir arbeiten zusammen mit vielen Partnern 
im Netzwerk der Hilfe gerade an einem Pilotpro-
jekt für den Einbezug von Familien unter einem 
Fokus auf Kinder und wissen auch aus vielen Stu-
dien, wie wichtig dieser Fokus auf die Familie als 
soziales System ist. Wir haben das auch in der 
Stellungnahme klar gemacht: Insbesondere diese 
Beschränkung der Therapie auf nicht medizini-
sche Grenzen ist unserer Meinung nach etwas, das 
dringend angegangen werden muss. Denn die Fol-
gen einer PTBS betreffen nicht nur den Soldaten 
oder die Soldatin, die Reservistin und den Reser-
visten alleine, sondern sein ganzes soziales Um-
feld.  

Fürsorge hat dabei natürlich zwei Seiten, das ist 
einmal die Fürsorge im Dienst. Damit darf ich zu 
Ihrer Fragestellung bezüglich des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes überleiten. Um es einmal sehr hart 
herunter zu brechen: Dort ist es so, dass bislang 
das USG zwei Varianten der Dienstleistung vor-
sieht. Sie haben eine übliche lange Reservisten-
dienstleistung, die über drei Tage hinaus geht, 
während der Sie Leistungen nach Unterhaltssi-
cherungsgesetz in Form einer Grundsicherung Ih-
res Lebensunterhaltes – das ist die Mindestleis-
tung, die sie erhalten, wenn Sie keinen Einkom-
mensverlust haben – oder alternativ den Einkom-
mensverlustersatz erhalten. Grundidee dort ist: 
Der Reservist soll primär nicht schlechter gestellt 
werden, als er stehen würde, wenn er seinem zivi-
len Beruf nachgehen würde. Obendrauf kommt 
eine Basisanerkennung in Form der Reservisten-
dienstleistungsprämie. Wertschätzung ist ein 
wichtiges Thema in der Reserve. Das ist aus unse-
rer Perspektive sozusagen die zusätzliche finanzi-
elle Anerkennung dafür, dass der Reservist aus 
seinem Zivilberuf rausgeht und die Mehrbelas-
tung des Dienstes auf sich nimmt.  
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In Anlehnung an die Zeiten, in denen die Freiwil-
ligkeit eine Unfreiwilligkeit war und in der das 
Erwerbsleben noch nicht auf alle Bereiche der 
Woche ausgedehnt war, wie es das heute ist, gab 
es die grundsätzliche Idee, dass der Reservist bei 
Kurzübungen am Wochenende erstmal keinen 
Einkommensverlust hat, der deshalb auch nicht 
kompensiert werden muss. Das betrifft große Teile 
der territorialen Reserve, also die Bezirks- und 
Kreisverbindungskommandos (BVK/KVK). Nun 
müssen Sie sich die Perspektive unseres Reservis-
ten vorstellen. Er leistet ein und denselben Dienst 
unter der Woche wie am Wochenende. Unter der 
Woche erhält er eine Mindestleistung oder ein 
Einkommensausgleich. Am Wochenende erhält er 
„nur“ eine doppelte Prämie. Da fragt sich der Re-
servist, der ein Familienleben hat und auch an-
dere Dinge am Wochenende, inklusive Nebenjobs 
und ähnlichem, tun könnte: Warum gehe ich hier 
mit sehr wenig Geld für sehr viele Stunden 
Dienstleistung hinaus? Man kann es sehr schnell 
glattziehen und dort ist unser Vorschlag, wir deh-
nen diese Mindestleistung und den Einkommens-
verlust so aus, dass er an jedem Wochentag an-
wendbar ist. 

SV OTL Thomas Huhndorf (vsb): Wir haben in 
dem vorliegenden Gesetzentwurf natürlich auch 
die anderen Aspekte mitbetrachtet, die wir im 
überwiegenden Teil als positiv bewerten. Keine 
Frage, dass dort nicht nur der Versuch, sondern 
auch das Bemühen vonseiten der Gesetzgebung 
und der entsprechenden Federführer erkennbar 
ist, den Soldatenberuf entsprechend auch attrakti-
ver zu gestalten. Ich denke da an Elemente wie 
zum Beispiel die Erhöhung der Besoldungsbezüge 
für freiwilligen Wehrdienst Leistende, die Maß-
nahmen im Bereich des BFD [Berufsförderungs-
dienst], die insbesondere für Zeitsoldaten durch-
aus attraktiv sein können, und nicht zuletzt das 
Thema der Teilzeit für Reservedienst Leistende. 
Dort sind mit Sicherheit Elemente vorhanden, die 
wir sehr begrüßen.  

Dennoch gibt es auch in den anderen Abschnit-
ten, also nicht nur im Bereich der Arbeitszeit oder 
der Frage, wer denn aus der entsprechenden EU-
Arbeitsrichtlinie beziehungsweise den Arbeits-
zeitbestimmungen herausgelöst werden könnte, 

andere Aspekte, die durchaus noch mal zu be-
trachten sind. Ich denke da insbesondere an das 
Soldatenbeteiligungsgesetz. Dort sollte man schon 
noch mal genau draufschauen, welche Änderun-
gen man vornimmt. Mir ist persönlich aus mei-
nem näheren regionalen Umfeld das Problem der 
Bundeswehruniversität München bekannt. Die an-
dere in Hamburg wäre genauso betroffen. Dort 
versucht man über eine Änderung im Soldatenbe-
teiligungsgesetz noch mal die entsprechenden 
Wahlverfahren zu verändern, um das Ganze etwas 
zu entbürokratisieren. Was man damit macht, ist 
unter Umständen, dass man Gefahr läuft, viele 
Soldatinnen und Soldaten, die dort jetzt in ihrem 
Studium vor Ort sind, aus der Beteiligung heraus-
zunehmen. Darauf muss man noch mal genau 
schauen. Warum herauszunehmen? Weil sie nicht 
mitwählen können. Das heißt, wenn man die ge-
plante Änderung noch mal betrachtet, kann es 
passieren, dass manche Soldatinnen und Soldaten 
gar nicht die Möglichkeit haben, dort eine Ver-
trauensperson zu wählen. Das ist einer der As-
pekte, die wir noch mal betrachtet haben und die 
uns aufgefallen sind. Ansonsten werden wir uns 
auch in der zweiten Fragerunde gerne noch mal 
zum Thema Arbeitszeit beziehungsweise den Spe-
zialistenverwendungen äußern. Das schließt zu-
nächst meinen Beitrag. 

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Wir freuen uns 
natürlich über jede Frage, die gestellt wird. Das 
waren jetzt fünf Fragen, vier allgemein an alle. 
Was ist das Wichtigste? Das ist so eine Totschlag-
frage. Was bewegt die Bundeswehr an sich? Zur 
AZV-Ausnahme: Sie haben vorhin gehört, wir 
wollen jedwede Ausnahme an sich erstmal ableh-
nen. Denn es ist tatsächlich geregelt und es gibt 
keinen Regelungsbedarf. Und der Bundestag ist ei-
gentlich dafür da, irgendetwas an der Stelle zu re-
geln, wo er etwas regeln muss. Wo es keiner Rege-
lung bedarf, brauche ich auch nichts mit einem 
Gesetz zu regeln. 

Was fehlt noch? Das ist auch so eine Totschlag-
frage. Natürlich Ersatzzeiteinsatzversorgung! Was 
wünschen wir uns dort weiter? Schön wäre es, 
wenn wir unsere Wünsche aussprechen und Sie 
sagen würden: Ja, machen wir! Machen wir einen 
Haken dran! Dann würden wir hier klatschend 
rausgehen und uns also ziemlich lange freuen. 
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Aber was ist das Wichtigste? Das hat eingangs 
schon Herr Wüstner gesagt: Familie! Soldaten 
sind keine anderen Menschen, nur weil sie Uni-
form anhaben, sondern tatsächlich haben sie Fa-
milie. Wir haben es vorhin schon vom Vorredner, 
Herrn Huhndorf, gehört, dass wir dann doch mit 
Scheidungen und was weiß ich was allem zu tun 
und zu kämpfen haben. Wie gesagt, Soldaten sind 
da nicht anders als Menschen auf der Straße, die 
an einem vorbeilaufen, die man so an sich nicht 
kennt. Nur haben wir halt eine Uniform und inso-
weit verteidigen wir die Bundesrepublik Deutsch-
land tapfer. So wie es dann auch dort steht. Inso-
weit ist für uns das Wichtigste an dieser Stelle tat-
sächlich die Familie. Da kann ich in diesem Ge-
setz nicht einzelne Passagen herausgreifen, son-
dern muss alles bzw. zumindest große Teile her-
anziehen. Da gehört zu einer Familie natürlich 
auch, dass ich an der einen oder anderen Stelle 
Freizeit habe. Ich befinde mich zurzeit tatsächlich 
nicht im Krieg. Also muss ich auch nicht arbeiten 
wie im Krieg. Es ist so, dass ich natürlich für ei-
nen Krieg vorbereitet sein muss, das ist vollkom-
men richtig. In meiner ehemaligen Verwendung 
musste ich vorbereitet sein auf einen Krieg und 
wir haben die eine oder andere Geschichte auch 
entsprechend vorbereitet, aber es war nicht mit 
Überstunden versehen. Ich musste keine 60 oder 
70 Stunden machen, sondern das hat etwas mit 
Professionalität zu tun, es auch in geringerer Zeit 
zu schaffen. Deswegen muss ich nicht erst anneh-
men, dass ich nur mit Überstunden professionell 
bin. Insoweit gehört das zur Fürsorge für eine Fa-
milie dazu und ich würde Sie bitten, dass man in 
dem Artikelgesetz keine Streichgeschichte macht, 
sondern dass man eben sagt: Ok, was picke ich an 
der Stelle zusammen, damit die Menschen in der 
Bundeswehr – und da spreche ich von allen drei 
Statusgruppen – tatsächlich eine gewisse Zufrie-
denheit haben und sagen: Ich gehe mit Freude am 
nächsten Tag zur Arbeit – ich sage jetzt einfach 
mal „Arbeit“ dazu – und freue mich, dass ich ei-
nen Kammeraden links und einen Kameraden 
rechts habe. Dann werden wir das, was gerade auf 
dem Tisch gekommen ist, bewältigen und auch 
die Landesverteidigung werden wir tun. Darüber 
gibt es auch keine zwei Meinungen. Wir reden da 
auch nicht über Arbeitszeit, wenn der Verteidi-
gungsfall eintritt, da ist jeder Gewehr bei Fuß. Tat-
sächlich kenne ich keinen, der was anderes von 
sich behaupten würde.  

Was fehlt uns noch? Das passt direkt dazu: Das ist 
die Wertschätzung. Ja, natürlich reden wir hier 
von einer zweiten Phase der Attraktivität. Das wa-
ren Ihre Worte übrigens. Personelle Stärkung, At-
traktivitätssteigerung mit diesem Gesetz! Und in-
soweit sage ich natürlich schon: Die Wertschät-
zung des Personals, das ich habe. Was ich habe, 
kann mir nur noch weglaufen. Ich muss es aber 
nicht sammeln auf dem freien Markt, sondern das 
habe ich schon. Das habe ich heute da und wenn 
ich es zufriedenstelle, wird es auch länger blei-
ben. Wir reden ja über alles Mögliche in dieser 
Bundeswehr und spekulieren über ziemlich viel 
außerhalb und innerhalb der Bundeswehr. Aber 
alle Menschen, die ich habe, die kann ich durch 
die eine oder andere Wertschätzung an dieser 
Stelle durchaus behalten. Wenn es denn Zulagen 
sind, wenn es denn – – Ja, wie soll ich sagen? Wir 
haben vor nicht einmal einem Jahr die Diskussion 
über die Urlaubstage gehabt. Dann gab es sowas 
wie vier Quartalstage, die es bei der Bundeswehr 
auch mal gab. Also, so eine gewisse Flexibilisie-
rung ist die Idee dahinter, die uns an der Stelle 
fehlt, bzw. Auftragsdenken. So wie wir das bei der 
Luftwaffe gerne machen, dass wir sagen: Ok, der 
Auftrag ist erledigt, jetzt erstmal die Füße solange 
hochlegen, bis der nächste Auftrag kommt – viel-
leicht nicht ganz so übertrieben. Also: Die Wert-
schätzung eines Vorgesetzten in der örtlichen Ein-
heit, der bestimmte Dinge entscheiden kann, ohne 
dass er sich am Ende des Tages vor Vorgesetzten 
verantworten muss. Wir haben eine Struktur und 
diese Struktur muss auch entsprechend mit Leben 
gefüllt werden. 

Der letzte Punkt war: Was brauchen wir bei Zeit-
soldaten, Einsatzversorgung? Was fehlt uns dort 
noch? Dieses Gesetz hat 165 Seiten und ist seit 
Oktober 2018 um 30 Seiten reduziert worden. Ein-
satzversorgung spielt darin auf zwei Seiten eine 
Rolle. Nicht auf 165 Seiten, auch nicht auf 30, 
sondern auf 2 Seiten. Das, was wir dort momentan 
als Verbesserung in dem Ganzen gehört haben, ist, 
dass Familienangehörige bei der Therapie dreimal 
im Jahr mit dabei sein können. Wir wünschten 
uns an der Stelle – und da ist es egal, ob jemand 
SaZ oder Berufssoldat ist, denn wenn es jeman-
den trifft, darf ich dort keine Unterscheidungen 
machen –, dass dort die Familie ein bisschen ein-
gebunden wird. Denn nicht nur der Soldat hat 
sein Problem, sondern ebenso die Familie, die 
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Frau oder das Kind, das dort heulend an der Tür 
steht und nicht weiß, warum der Vater, wenn er 
aus dem Einsatz zurückkommt, eventuell in Qua-
rantäne muss, wenn ihm sowas wie im Kongo 
passiert, wo sich das Ganze in solchen dramati-
schen Fällen abgespielt hat; dass das Kind nicht 
weiß, warum der Vater jetzt plötzlich wieder drei 
Wochen weg ist, obwohl es ihn gerade am Flug-
platz gesehen hat. Das bedeutet, da muss ich auch 
ein Kind therapieren, da muss ich das Kind in die 
Therapie mit einbinden, da muss ich auch die Fa-
milie und die Frau mit einbinden. Das ist sowas, 
was man dort an dieser Stelle allgemein gespro-
chen ein bisschen vermisst. 

Abg. Jens Kestner (AfD): Herr Vorsitzender! Werte 
Kolleginnen und Kollegen und Vertreter der ver-
schiedenen Verbände! Vielen Dank, dass Sie hier 
sind, dass Sie uns auch die Fragen beantworten.  

Die erste Frage geht an den Verband der Soldaten 
der Bundeswehr, den Deutschen BundeswehrVer-
band und den Reservistenverband. Sie sind in Ih-
rer Stellungnahme deckungsgleich, was die Einbe-
ziehung Angehöriger in die Therapiemaßnahmen 
angeht. Das finde ich sehr gut. Darüber hinaus 
würde ich Sie gerne fragen: Fehlt ihnen noch ir-
gendetwas gerade im Bereich PTBS und anderer 
psychischen Erkrankungen, was Sie hier gerne 
verwirklicht sehen möchten? Oder ist wirklich al-
les, was Sie für angebracht halten, in diesem Ge-
setz drin? Denn man muss ein Gesetz ja nicht alle 
paar Jahre neu machen. Daher die Frage: Haben 
Sie etwas, was man aus Ihrer Sicht gerade für un-
sere Kameraden noch mit hineinpacken müsste?  

Dann habe ich eine Frage für den Reservistenver-
band. – Ich glaube, Sie haben es eben schon aus-
geführt. Wenn das so ist, dann brauchen Sie nicht 
noch mal darauf einzugehen. Aber das war doch 
sehr umfangreich. – Es gibt ja verschiedene Stel-
lungnahmen Ihrer Landesverbände, die gerade 
auch über dieses Dienstgeld und über Dienst am 
Wochenende, Freitag bis Sonntag, eine Beispiel-
rechnung aufgemacht haben. Ich bin da kein 
Fachmann. Das sind eher Sie. Vielleicht könnten 
Sie das mit dem Dienstgeld noch mal erläutern, 
weil man hier unter dem Strich quasi um die 

150 Euro Verlust hat, wenn es um so ein Wochen-
ende geht, und das natürlich nicht attraktiv ist. 
Darauf könnten Sie vielleicht noch mal eingehen. 

Konkret würde ich auf § 30c eingehen, weil ich in 
Bezug auf diese Anhörung eine E-Mail von einem 
Kameraden bekommen habe. Das ist ein Satz. Herr 
Vorsitzender, wenn ich den kurz als Einleitung 
vorlesen darf und das für Sie in Ordnung ist? „Die 
Bundeswehr ist kein Amt, es ist eine Armee. Und 
die Soldatinnen und Soldaten, die in der takti-
schen Ebene arbeiten, haben ganz andere Sorgen, 
als sich vorschriftskonform ein- und auszulog-
gen“. Das ist quasi das, was ich bekommen habe. 
Das möchte ich hier als Einleitung verwenden. 
Das geht auch wieder an die drei Verbände, die 
ich eben angesprochen habe. Ich möchte Sie fra-
gen: Warum glauben Sie, dass diese Soldatenar-
beitszeitverordnung zu mehr Attraktivität in der 
Truppe führt? Das habe ich immer von Ihnen 
wahrgenommen. Vielleicht können Sie das noch 
mal ganz genau darlegen. In diesem Zusammen-
hang: Gibt es statische Erhebungen, gibt es Befra-
gungen, die das auch so rechtfertigen, dass diese 
EU-Arbeitszeitrechtlinie eingeführt wurde? Kam 
der Wunsch wirklich aus der Truppe? Bei meinen 
Truppenbesuchen ist immer das Problem: Das ist 
nicht deckungsgleich mit dem, was Sie hier erzäh-
len. Meine Erfahrungen sind anders. Da es eine öf-
fentliche Anhörung ist: Könnten Sie hier viel-
leicht den Kameraden, Truppenführern, Spießen 
und ähnlichen noch mal erklären, warum die EU-
Arbeitszeitrichtlinie für sie gut ist. Denn die meis-
ten, mit denen ich gesprochen habe, haben sie ab-
gelehnt. Vielleicht haben sie das nicht verstanden. 
Vielleicht konnte ich es auch nicht transparent 
herüber bringen. Aber vielleicht können wir diese 
Anhörung nutzen, dass die Kameraden es verste-
hen, warum es diese EU-Arbeitszeitrichtlinie gibt. 

Abschließend habe ich noch eine Frage: Bei inter-
nationalen oder einsatzgleichen Verpflichtungen 
war es bisher so, dass ganze Truppenkörper aus-
gefallen sind, nachdem sie von diesen Verpflich-
tungen zurückgekommen sind. Sind Sie der Mei-
nung, dass wir diese Problemlage mit diesem Ge-
setz gelöst haben? Dass es nichts mehr gibt, was 
irgendwie zwickt und kneift, sondern dass das 
wirklich das Beste ist, was man hier im Bundestag 
beschließen kann? 
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SV OTL André Wüstner (DBwV): Mit Bezug zur 
Versorgung: Zumindest ist aktuell ein Artikelge-
setz zum sozialen Entschädigungsrecht in Aus-
sicht gestellt, bei dem noch Möglichkeiten beste-
hen, bestimmte Aspekte im Bereich der Fürsorge 
anzupacken. Für dieses Einsatzbereitschaftsstär-
kungsgesetz haben wir die Dinge aufgezeigt, die 
jetzt noch veränderbar sind. Gerne lasse ich Ihnen 
ein Folgerungspapier zu dem Thema Versorgung 
an sich zukommen. Dann können Sie sich vor 
dem Hintergrund des hoffentlich nächsten Geset-
zes in hoffentlich noch dieser Legislaturperiode 
damit befassen, sodass man sagt: Achtung! Das 
sind die Kernpunkte im Bereich der Versorgung. 

Zum Thema Arbeitszeitverordnung und Herlei-
tung: Natürlich ist es auch so, dass es mir selbst 
so geht, wenn ich in Teilen der Truppen unter-
wegs bin, dass ich immer noch erklären muss: 
Warum die SAZV? Wie ist sie ausgestaltet? Wel-
che Möglichkeiten des Handelns hat man? Was ist 
das Gute an dieser Soldatenarbeitszeitverord-
nung? Wenn ich es dann erkläre, erhalte ich wei-
testgehende, wenn nicht absolute Zustimmung. 
Das zeigt mir erst mal auf, dass das Ressort in der 
Kommunikation zur Soldatenarbeitszeitverord-
nung und zum Umgang damit noch sehr schwach 
agiert, denn es ist oft ein Wissensproblem, ein 
Problem der Wissensvermittlung und nicht der 
Arbeitszeitverordnung an sich. Mir fällt das in al-
len Bereichen auf, dass mir nicht nur der Spieß, 
sondern manchmal auch ein General oder Admi-
ral entgegenschmettert, warum das schlecht ist. 
Wenn ich dann nachfrage, welchen Teil er meint, 
gibt er zu, er hat es nicht gelesen.  

Aber in diesem Zusammenhang einfach mal der 
Hintergrund, wo wir herkommen: Sie wissen, bis 
1989 hatten wir keinerlei Regulierung der Arbeits-
zeit, des Dienstzeitausgleichs. Erst mit dem soge-
nannten Dienstzeitausgleichserlass wurde 1989 
erstmalig grob beschrieben, wie man mehr geleis-
teten Dienst ausgleicht. Mein erster Spieß sprach 
in dieser Zeit noch vom Untergang des Abendlan-
des. Da wir insbesondere nach 1990 eine erstmals 
reduzierte und veränderte Übungstätigkeit hatten 
und eine sehr große Armee waren, war es den-
noch so, dass das Thema Lücke zwischen An-
spruch und zur Verfügung stehender Zeit zwar 

nicht vorhanden, sich aber step by step einmassie-
ren ließ. Zumindest 1995 ff. waren alle mit die-
sem Erlass sehr zufrieden.  

Was ist seitdem passiert? Eine Reform jagte die 
nächste und insbesondere im soldatischen Be-
reich hatten wir keinerlei Messgröße für das, was 
an Aufgaben oder Verantwortung definiert war. 
Das führte dazu, dass wir zwar immer wieder, ins-
besondere auch im Personalkörper, einsparten, 
aber die Tätigkeiten vorhanden blieben. Das heißt, 
mit jeder Reform hatte jede Einzelverwendung – 
der Kompaniechef, der Spieß, der Bataillonskom-
mandeur, die Fachkraft für X – eine Strichaufzäh-
lung mehr und sollte das gleiche in weniger Zeit 
machen. Erstmalig mit dem Thema „Wir beschäf-
tigen uns mit der Dienst- oder Arbeitszeit“ wurde 
klar, dass die Dinge da nicht zusammenpassen, 
dass diese Reform insbesondere vor dem perso-
nellen Hintergrund überhaupt nicht mit dem Auf-
trag an die Bundeswehr zusammenpasst. Man 
hatte zuerst Studien aus dem sozialwissenschaftli-
chen Bereich. Dann gab es den Verdacht, insbe-
sondere in den 2000ern, dass die ja aus dem eige-
nen wissenschaftlichen Bereich sind und deswe-
gen nicht griffen. Dann hat man KPMG mit einer 
großen Studie beauftragt, die all das zum Aus-
druck gebracht hat, was wir im Bereich der Inte-
ressenverbände schon immer aufgezeigt haben, 
nämlich dass Auftrag und zur Verfügung stehende 
Ressource, hier: Personal, nicht zusammenpass-
ten. Vor dem Hintergrund der seit 2014 veränder-
ten Sicherheitslage wurde bei der in der Ge-
schichte erstmaligen Parallelität von Landes- und 
Bündnisverteidigung und Krisen- und Konflikt-
management erst Recht deutlich, dass es unmög-
lich ist, mit dem Personalkörper entsprechend zu 
agieren. Mit einer Begrenzung war das Ressort 
erstmalig auch gegenüber einem Finanzminister 
in der Lage, ähnlich wie im Öffentlichen Dienst 
aufzuzeigen, was man an Personal braucht, um 
welche Aufgabe auch immer zu erfüllen. Das war 
erst mal das Gute. Sonst wäre nämlich – warum 
auch immer – dieser Deckel im Bereich des Perso-
nalkörpers der personellen Übergrenze niemals 
weggeflogen und wir hätten nie eine Auftragsori-
entierung erhalten.  

Jetzt zu dem Thema 41 Stunden: Auch heute ha-
ben wir eine gewisse Flexibilität. Sie schreiben 
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zwar in ihrem Antrag, dass sozusagen stets in 
Freizeit ausgeglichen werden „muss“. Das ist so 
nicht richtig, sondern: „soll“. Es gibt sehr viele 
Kameradinnen und Kameraden oder die entspre-
chenden Disziplinarvorgesetzten, die durchweg 
auch heute schon den Rahmen weiten und ent-
sprechend auszahlen. Die Problematik ist manch-
mal, das gebe ich zu: Ich komme in einen Ver-
band, wo das gesamte Instrumentarium genutzt 
wird. Dann komme ich in den nächsten Verband, 
wo man nicht weiß, wie es funktioniert. Da bin 
ich bei dem Thema Wissensvermittlung. Aber 
noch mal: Eine gewisse Flexibilität ist da. Auch 
vor dem Hintergrund der Aussagen „Ich bin doch 
nicht mehr flexibel. Ich kann nicht mehr ausbil-
den“: Auch heute ist die gleiche Flexibilität da, 
wie ich sie als Kompaniechef noch mit dem 
Dienstzeitausgleichserlass hatte. Auch ich musste 
in einer bestimmten Phase belasten und bin natür-
lich sehr großzügig mit dem Thema Dienstzeit, 
Dienstplan umgegangen, um dann wieder, in ei-
ner anderen Phase zu entlasten. Das geht heute 
noch. Wer etwas anderes behauptet, hat meiner 
Auffassung nach die Verordnung entweder nicht 
gelesen oder nicht verstanden. Nichtsdestotrotz 
wollen wir eine Verwaltungsvereinfachung. Da 
bin ich bei dem Punkt Bürokratie und Vereinfa-
chung. Das war eine Kernforderung. Deswegen ha-
ben wir immer betont: Die SAZV ist gut gemeint, 
aber noch nicht gut gemacht. Wir hoffen, dass mit 
dem Besoldungsstrukturmodernisierungsgesetz 
ein sogenannter Ausnahmetatbestandszuschlag 
kommt, der vereinfacht, wenn Menschen in der 
Einsatzvorbereitung auf Übungsplätzen oder Ver-
gleichbarem sind, und wieder eine Listenführung 
ermöglicht, um – ich mach es jetzt mal ganz ein-
fach – zu sagen: Truppenübungsplatz X. Kompa-
nie auf Truppenübungsplatz. Alle unter einem be-
stimmten Rahmen. Beteiligung der Vertrauensper-
sonen. Vereinfachte Auszahlung, vereinfachter 
Rahmen! Das wäre der Wunsch zum Thema Flexi-
bilisierung.  

Ein letzter Hinweis sei mir gestattet. Sie schreiben 
im Antrag auch, dass Ausnahmen für den Bereich 
der Streitkräfte möglich sind. Da verweise ich nur 
auf ein Urteil vom 15. Dezember 2011, das expli-
zit verneint, dass es eine pauschale Ausnahme für 
den Bereich der Streitkräfte gibt. Wenn, dann 
muss sie tätigkeitsbezogen und kann nicht pau-
schal sein. Deswegen hat man zumindest mit 

Blick auf den § 30d dahingehend gelernt, Tätig-
keiten zu beschreiben und nicht das Pauschale zu 
nehmen. Also noch mal: Mein Punkt, den ich so 
auch überall erläutere, ist dort: Achtung! Es ist 
besser als viele glauben! Es ist flexibler als viele 
glauben! Ja, wir müssen eben mit dem nächsten 
Gesetz noch mal anpassen, aber die grundsätzli-
che Linie ist die richtige.  

Ein allerletzter Punkt sei mir gestattet. Als ich An-
fang der 90er selbst zur Bundeswehr kam, waren 
wir auch mit dem Ausgleich noch ein Tick flexib-
ler. Warum sind sehr viele Kameradinnen und Ka-
meraden, insbesondere die Spezialistinnen und 
Spezialisten, dankbar für die SAZV und für einen 
klaren Druckpunkt auch auf den Dienstherrn, was 
die Auftragslast anbelangt? Weil wir heutzutage 
Spezialisten haben, die aus Mali kommen, vier 
Wochen zu Hause sind und dann nach Afghanis-
tan gehen. Wir haben einen ganz anderen Einsatz-
rhythmus. Wenn wir dann im Grundbetrieb noch 
auflasten, dann kommen wir dorthin, was die 
KPMG-Studie schon vor vielen Jahren beschrieb: 
Überlastung, Burn out, Familien, die sich trennen, 
sich scheiden lassen etc. Deswegen sage ich: Ach-
tung! Das ist der falsche Weg! Ich gebe Ihnen mit 
Blick auf die Begründung Recht, dass Zeit eine 
Herausforderung ist, aber nicht vor dem Hinter-
grund eines Primats der Zeit, sondern dass Auf-
trag und zur Verfügung stehende Ressourcen 
nicht übereinstimmen. Diese Lücke darf keines-
falls auf Kosten der Menschen und ihrer Familien 
geschlossen werden. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich würde daran 
gerne anknüpfen. Oberstleutnant Wüstner! Das, 
was sie über diese Inkongruenz von Ressourcen 
und Auftrag sagen: Betrifft das nicht eigentlich 
auch das fliegerische Personal, das in § 30d Buch-
stabe a) und b) gemeint ist?  

SV OTL André Wüstner (DBwV): Ja, natürlich! 
Wir haben die Herausforderung. Sie haben es den 
Medien entnommen und wurden sicher im Vertei-
digungsausschuss entsprechend informiert, dass 
wir da eine große Herausforderung haben, insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Dauereinsatz-
aufgaben SAR. Der Punkt ist nur: Wie regelt man 
eine Ausnahme, wenn man sie denn tatsächlich 
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braucht? Wir haben uns von Anfang an dafür aus-
gesprochen, keinen weiteren sozusagen Ausnah-
metatbestand in Form eines § 30d zu schaffen, 
sondern den § 30c zu nutzen. Somit wäre gleich 
der Besoldungsaspekt mit abgedeckt. Denn jetzt 
ist es nach wie vor so: Wenn uns Pilotinnen oder 
Piloten fragen: Wie ist das genau mit der Aus-
nahme, die da angedacht ist und wie wird sie ver-
gütet? Dann können wir sagen: Wir haben eine 
Absicht, aber wir wissen nicht, ob diese Absicht 
Realität wird und bezüglich des Konzepts ist es 
eben noch offen, selbst wenn ich in der Luftwaffe 
oder in anderen Bereichen bin, die dann betroffen 
sind. Man muss auch klar attestieren, dass die 
Ausnahmen an sich noch vor einem Jahr ganz an-
ders gedacht und formuliert waren und sich im 
Beteiligungsprozess bis zum Kabinettsentwurf 
auch verändert haben, sodass wir persönlich den 
Mehrwert aktuell noch nicht erkennen können, 
weil die Konzepte, die sowas unterfüttern müs-
sen, nicht da sind, wir sie nicht kennen und wir 
eine „Katze im Sack“ kaufen würden. Das könn-
ten wir vor unseren Mitgliedern nicht vertreten. 
Deswegen ist die Position so, wie sie ist. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Aber im Grunde 
akzeptieren sie die Notwendigkeit einer gesetzli-
chen Neuregelung an dieser Stelle? 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Die Notwen-
digkeit, dass die Streitkräfte hier ein Einsatzprob-
lem haben, akzeptieren wir natürlich und erken-
nen das auch an. Nur wenn man so, wie es derzeit 
vorgesehen ist, wie Herr Wüstner gerade sagte, 
über das Besoldungsstrukturmodernisierungsge-
setz und den eventuellen § 79a des Bundesbesol-
dungsgesetzes eine Ausnahme zweiter Klasse ein-
führen will, indem man den Kameradinnen und 
Kameraden, die nach § 30d in die Ausnahme ge-
nommen werden, für die sogenannte „tatsächliche 
Inanspruchnahme“ nur eine Vergütung geben 
will, haben wir natürlich ein Problem. Wenn Sie 
sich das am Beispiel der Alarmrotten mal vor Au-
gen führen: Die Kameraden gehen für, ich glaube, 
96 Stunden in ihre sogenannte QRA-Baracke mit 
ihrer Crew zusammen. Diese 96 Stunden sind 
hoch anspruchsvoll, gespickt mit Vor- und Nach-
bereitung, mit Lagebesprechung, mit allem, was 
dazu gehört. Die Kameraden erfüllen eine Aufgabe 

der integrierten NATO-Luftverteidigung und ge-
hen in den 96 Stunden vielleicht zwei, drei, vier 
Mal, in die Luft, je nach dem, wann sie alarmiert 
werden. Wenn man dann die tatsächliche Inan-
spruchnahme für das Fliegen auf letztlich vier 
oder fünf Stunden reduzieren würde und den Pi-
loten von den 96 Stunden Dienst am Ende vier 
oder fünf Stunden vergüten würde, weil dieser 
§ 79a greift, wäre es nicht nur ein vergütungs-
rechtliches Problem, sondern es wäre auch eine 
Abwertung gegenüber den Kameraden, die nach 
§ 30c in der Ausnahme sind, also gegenüber dem 
Obermaat der Marine, der auf einer Fregatte nach 
§ 30 c mit dem neuen Ausnahmetatbestandszu-
schlag vergütet wird, oder gegenüber dem Stabs-
unteroffizier des Deutschen Heeres, der sich im 
Gefechtsübungszentrum Letzlinger Heider auf ei-
nen Einsatz vorbereitet und den § 30c, also die 
86 Euro am Tag brutto kriegt, während der Pilot in 
Neuburg, oder wo auch immer er seinen Dienst 
verrichtet, für seine vier Stunden in der Luft ver-
gütet wird. Also eine Abwertung der Bedeutung 
des Dienstes, keine Steigerung der Einsatzbereit-
schaft. Demotivation wäre die Folge und dement-
sprechend keinerlei Attraktivität. Daher lehnen 
wir das ab. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Könnten Sie viel-
leicht auch noch mal beleuchten, wie Sie diese 
Ausweitung der möglichen Dienste für das fliege-
rische Personal unter dem Aspekt des Gesund-
heitsschutzes, der Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
beurteilen? Ist es aus Ihrer Sicht überhaupt ver-
antwortbar, dass die sowieso schon zeitlich über-
lasteten Einheiten der fliegenden Besatzung noch 
mit gesetzlicher Legitimation Überstunden flie-
gen?  

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Es kommt 
tatsächlich auf das Konzept an, was dahinter 
steht, was die zeitliche und finanzielle Vergütung 
des Dienstes angeht. Das kann man auf unter-
schiedliche Art und Weise regeln. Die erste Mög-
lichkeit wäre, diese sogenannte tätigkeitsbezogene 
Ausnahme des Dienstes in der Alarmrotte wie 
auch des Dienstes im maritimen Such- und Ret-
tungsdienst als weiteren Spiegelstrich in den 
§ 30c aufzunehmen. Auch hier haben wir bei-
spielsweise schon die mehrtägigen Seefahrten der 
Marine stehen, die als Ausnahme dort zulässig 
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sind. Insofern wäre dann eine zeitliche und finan-
zielle Vergütungsregelung da, die greifen würde, 
die für alle anderen Ausnahmen auch nach § 30c 
greift und die letztlich genügend Möglichkeiten 
bietet, die Work-Life-Balance wieder herzustellen. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich würde gerne 
noch mal eine vergleichbare Frage an den VBB 
richten. Wie sehen Sie die Möglichkeit eines ge-
setzeskonformen Ausgleichs für zu viel geleistete 
Arbeitszeit in diesem Zeitraum zwischen 48 und 
54 Stunden? 

SV Cora Nixtatis (VBB): Das ist tatsächlich ein 
Problem. Wir haben in diesem Fall etliche Verfah-
ren für die Feuerwehrleute geführt, weil das, was 
wir eben von Herrn Wüstner gehört haben, dass es 
in tatsächlicher Freizeit ausgeglichen werden soll, 
bei der Bundeswehrfeuerwehr nicht geklappt hat. 
Da haben wir das große Personalfehl. Es ist sehr 
unschön gelaufen, weil die Kollegen sich dem 
Dienst stellen. Es wird immer wieder gesagt: Naja 
es ist viel Bereitschaftszeit, wo eben keine aktive 
Tätigkeit da ist; so anstrengend ist der Dienst 
nicht. Letztendlich stellen die Kolleginnen und 
Kollegen aber in dieser Zeit ihre Arbeitszeit und 
ihre Arbeitskraft zur Verfügung. Die sind nicht zu 
Hause, sondern die sind wirklich auf dem jeweili-
gen Truppenübungsplatz, auf dem Flugplatz oder 
sonst wo. Wir versuchen das durch Personalmaß-
nahmen. Das „wir kriegen einen Ausgleich“ wer-
den wir nicht hinkriegen. Der richtige Schritt ist, 
dass wir, wie auch durch dieses Gesetz, zusehen: 
Wie werden wir attraktiver? Wie bekommen wir 
Kolleginnen und Kollegen? Dass wir eben nicht in 
diese Bedrängnis kommen, dass wir die Arbeits-
zeit hochsetzen müssen. Das ist, glaube ich, der 
falsche Ansatz. So vertreten wir jedenfalls die 
Auffassung. Wir gehen auch gerne noch mal auf 
ver.di ein: Wir waren im Petitionsausschuss, was 
die Arbeitszeit anging. Es war damals ernüch-
ternd, wie wenig Kolleginnen und Kollegen da 
waren und sich dafür eingesetzt haben. Wir sind 
Befürworter zum Rückgang auf die 39 Stunden. 
Das muss das Ziel sein, damit wir Leute finden, 
die ein Interesse haben, in den Öffentlichen 
Dienst zu gehen, die ein Interesse haben, zur Bun-
deswehr zu kommen. Dann haben wir eine Ein-
satz-Armee, dann haben wir genug Personal, aber 
das schaffen wir unserer Auffassung nach nicht, 

indem wir die Arbeitszeit hochsetzen. Wir kriegen 
es auch nicht hin, dass wir die irgendwie ausglei-
chen, gerade bei der Bundeswehrfeuerwehr nicht. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Vielen Dank! Mit 
Erlaubnis des Vorsitzenden würde ich gerne das 
Thema wechseln und noch einmal eine Frage an 
alle Verbände richten. Habe ich noch so viel Zeit? 
Gut! Dann frage ich ganz schnell an alle Ver-
bände: Es geht um das Thema Einsatzversorgung. 
Das Ziel der SPD ist eigentlich die rechtliche 
Gleichstellung von Einsätzen und einsatzgleichen 
Verpflichtungen, auch beim Thema Einsatzversor-
gung. Ist unter dieser Überschrift die Koppelung 
der Einsatzversorgung an AVZ-Stufen überhaupt 
sinnvoll? Oder sollte man nicht einfach sagen: 
„Rechtliche Gleichstellung! Einsatzgleiche Ver-
pflichtungen sind genauso zu behandeln wie 
Einsätze.“? 

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Aus unserer 
Sicht macht das natürlich Sinn. 

SV Hptm Andreas Füllmeier (vsb): Aus unserer 
Sicht natürlich ebenfalls. 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Auch aus Sicht des Reservistenverbandes! Abso-
lut jedes Plus an Fürsorge! 

SV Cora Nixtatis (VBB): Wir schließen uns dem 
natürlich auch an. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Wir auch! Ich 
möchte noch einen Begründungsaspekt liefern, 
warum: Weil wir Einsätze und Einsatzversorgung 
nicht rückwärtsgewandt denken dürfen. Sondern 
wir erleben ja allein in den letzten drei Jahren – 
Stichwort Ausbildungsmissionen mit Gefährdung, 
ohne Gefährdung, besondere Bewertung von Ge-
fährdung, bis hin zum Thema Einsatz mandatiert 
oder einsatzgleiche Verpflichtungen – und ich 
glaube, die Komplexität „nach vorne gerichtet“ 
wird zunehmen, was die unterschiedlichen Her-
ausforderungen für die Bundeswehr anbelangt. 
Deswegen ist es am besten zu sagen: Wenn Mis-
sion, dann die entsprechende Einsatzversorgung. 
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Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Dann würde ich 
die weiteren Fragen für die zweite Runde aufhe-
ben. 

Abg. Alexander Müller (FDP): Unsere generelle 
Stellungnahme werde ich jetzt nicht wiederholen, 
die haben sie in der ersten Lesung schon gehört 
und werden wir auch am Donnerstag noch mal 
abgeben. Grundsätzlich finden wir, das Gesetz 
geht in die richtige Richtung. Was wir versuchen 
wollen mit dem Gesetz, ist natürlich, dass wir die 
fehlenden Dienstposten besetzt bekommen. Wir 
haben viele fehlende Dienstposten. Die Anzahl 
der Stellen soll in den nächsten Jahren weiter 
wachsen. Wir haben sinkende Geburtenjahrgänge. 
Das heißt, wir müssen uns etwas überlegen, wie 
wir die Bundeswehr attraktiver machen. Deswe-
gen die erste Frage auch an alle: Vielleicht gibt es 
von ihnen noch Ideen, die wir heute noch nicht 
diskutiert haben, um Dienstposten mit bestimm-
ten Mangelberufen bei der Bundeswehr besetzen 
zu können, auf die wir noch gar nicht gekommen 
sind und die im Artikelgesetz nicht drin stehen, 
mal abgesehen davon, mehr zu bezahlen und we-
niger Arbeitszeit. Vielleicht gibt es noch andere 
Ideen, wie man die Posten mit Mangelberufen – 
Ingenieure, IT-Spezialisten oder die Juristen im 
BAAINBw, die uns fehlen – besetzt bekommt 
bzw. welche Maßnahmen man dazu durchführen 
könnte? Ansonsten gebe ich an die zwei Kollegen 
ab, die auch noch Fragen haben. 

Abg. Christian Sauter (FDP): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrte Vertreterinnen und 
Vertreter der Verbände! Herzlichen Dank auch 
von meiner Seite! Ich möchte nur ganz kurz noch 
mal eine Frage an den Reservistenverband stellen. 
Der Punkt USG und RDL-Prämie ist angespro-
chen. Vielleicht können Sie noch mal ganz kon-
krete Beispiele nennen, um das auch hier noch 
mal darzustellen? Sie sprachen KVK und BVK an, 
aber auch die RSU-Kompanien [Regionalen Siche-
rungs- und Unterstützungskompanien] sind, wie 
ich denke, davon betroffen. Vielleicht haben Sie 
da ein zwei Beispiele, um das noch mal zu quanti-
fizieren? Ansonsten schließen wir uns dieser 
Sorge auch an.  

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Lassen sie mich vorab bemerken: Das ist durchaus 
ein Thema, das uns seit Anfang der Neugestaltung 
dieses Gesetzes begleitet, das wir auch sehr inten-
siv und konstruktiv, wofür wir danken, mit dem 
Ministerium besprochen haben und wo wir mit 
unserer jetzt vorgeschlagenen Lösung, glaube ich, 
auf etwas zusteuern, das zwei Fliegen mit einer 
Klappe schlägt. Zum einen ist es so, dass wir 
diese auch von einigen Personen im Verband in 
Richtung des Parlaments aufgezeigte Problematik 
mit dem Dienstgeld behoben haben und dort si-
chergestellt ist, dass jeder Reservist angemessen 
wertgeschätzt und vor allen Dingen auch über alle 
Wochentage gleich vergütet wird. Zum anderen: 
Wenn unserem Vorschlag gefolgt wird, verein-
facht es noch mal das USG und behebt einen wei-
teren Punkt, den wir sehr von unseren Mitglie-
dern hören, nämlich, dass das USG für den Reser-
visten einfach verständlich sein muss, damit er 
motiviert ist, Dienst zu leisten. Ein konkretes Bei-
spiel: Wenn Sie sich entschlossen hätten, nach 
dieser Sitzungswoche drei Tage im Bereich Cyber- 
und Informationsraum eine RD-Leistung zu ma-
chen, dann würden Sie für Samstag und Sonntag 
zwar die doppelte RDL-Prämie kriegen. Das sind – 
legen Sie mich nicht drauf fest – im Schnitt gemit-
telt 20 Euro mal zwei. Sie sehen, ein relativ gerin-
ger Satz für Ihre 8+ Stunden Nennarbeitszeit, die 
Sie dort zu leisten haben. Das entspringt dem Ge-
danken, dass Sie zumindest als normaler Ange-
stellter an diesen Tagen erst mal primär keinen 
Verdienstausfall haben. Gerade weil wir sehr in 
dem Bereich der Talentwerbung für die Cyber-Re-
serve involviert sind – es sind mittlerweile hun-
derte Spezialisten, die wir für diesen Bereich in 
einem großen Projekt der Plattform Cyber-Com-
munity der Bundeswehr angeworben haben – wis-
sen wir: Wenn sich die Leute die USG-Regelung 
angucken, ist eine der ersten Fragen, die wir im-
mer sehr schnell kriegen: Moment! Wenn ich un-
ter der Woche nur fünf Tage komme, werden mir 
fünf Tage sehr hoch vergütet, nämlich durch Min-
destleistung oder Verdienstausfall plus Prämie. 
Am Wochenende kriege ich weder Mindestleis-
tungen noch Verdienstausfall. Wenn ich dann 
das, was ich kriege, teile, lande ich unterhalb des 
Mindestlohns. Deshalb ist unser klarer Vorschlag: 
Wenn diese Zahlung von Mindestleistung oder 
Verdienstausfall an jedem Tag der Woche einfach 
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gleichgesetzt wird, beheben wir das Problem. Dar-
über hinaus ist in unserem Vorschlag enthalten, 
dass am Wochenende trotzdem noch eine erhöhte 
Prämie gezahlt würde. Damit würde man die An-
erkennung für den Dienst am Wochenende, der 
nach einer harten Arbeitswoche für viele unserer 
Reservistinnen und Reservisten bedeutet, auch 
noch auf die wenige Zeit mit der Familie zu ver-
zichten, noch stärker erhöhen. Das wäre sozusa-
gen die Goldrandlösung.  

Abg. Dr. Marcus Faber (FDP): Nach dem Gesetz-
entwurf wird es möglich sein, Reservedienst in 
Teilzeit zu leisten, allerdings nur unter besonde-
ren Umständen, wenn beispielsweise vorliegt, 
dass Angehörige zu pflegen sind. Es bleibt weiter-
hin nicht möglich, Reservedienst in Teilzeit zu 
leisten, weil man beispielsweise noch einen ande-
ren Teilzeitberuf hat. Deswegen würde ich den 
Verband der Reservisten fragen wollen, wie er zu 
dieser Ungleichbehandlung steht und ob man 
nicht auch der Meinung ist, dass man hier auch 
den zweiten Weg eröffnen sollte.  

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Grundsätzlich ist es so, dass wir es begrüßen, dass 
ein erster großer Schritt in Richtung Teilzeit getan 
wird. Das ist ein wichtiges Signal. Das bemerken 
wir insbesondere in zwei Bereichen, in denen die 
Spezialisten sehr rar sind: Das ist noch mal der 
Bereich Cyber und der Bereich Sanität. Wenn hier 
der erste Versuch getan wird, auf diesem Weg 
Schritte zu gehen, ist das sehr positiv. Wir werden 
das konstruktiv, aber auch kritisch begleiten. 
Wenn sich hier zeigt, dass das innerhalb der 
Truppe umsetzbar ist, was am Ende des Tages 
Ziel sein muss, sind wir zuversichtlich, dass die 
Truppe davon einen wirklichen Mehrwert hat 
und dass sich in diesem begrenzten Rahmen be-
wahrheitet, dass in zukünftigen Gesetzesnovellen 
eine Ausweitung stattfindet. Das würden wir sehr 
begrüßen.  

SV OTL André Wüstner (DBwV): Bezüglich der 
Dinge, die noch getan werden müssen, hatte ich 
schon auf das sogenannte Besoldungsstrukturmo-
dernisierungsgesetz hingewiesen. Da kann ich aus 
dem Beteiligungsgespräch im BMI schon berich-
ten, dass es jetzt einen Kompromiss gibt, aber man 

hinter den zweiten Entwurf zurückgefallen ist. 
Wir werden definitiv auf Sie zukommen, um im 
Bereich Hygienefaktoren noch einiges mit Ihnen 
zu erörtern und hoffentlich nach vorne zu brin-
gen. Es ist dennoch ein Gesetz mit unwahrschein-
lich viel Arbeit, das vor dem Hintergrund der Be-
lastung, die die Bundeswehr hat, noch Luft nach 
oben hat.  

Ein zweiter Punkt. Allgemein fragten Sie nach 
Dingen, die verbessert werden sollten. Ich fange 
bei dem Punkt Reserve an – dienstrechtlich, 
Stichwort Teilzeit und vieles mehr. Elementar 
wird bis Ende des Jahres sein, was in der Strategie 
der Reserve steht. Also: Kein Living Document 
und sehr global, sondern mal konkret von der Be-
drohungsanalyse im Kern bis hin zu der Frage: 
Was wollen wir von unserer Reserve? Ich weiß, 
dass der Reservistenverband gleichermaßen klare 
Forderungen hat, weil wir jetzt in einem Zustand 
sind, wo wir zwischen Vakanzen-Management, 
weil wir zu wenig Personal haben, und Heimat-
schutz als Kernaufgabe für die Reserve aus einer 
alten Zeit kommend, die aber wieder wichtiger ge-
worden ist, pendeln. Deswegen sage ich: Bitte 
klare Vorgaben für die Reserve, die darüber hin-
ausgehen, was wir dienstrechtlich verändern und 
auf den Weg bringen müssen!  

Ein dritter Punkt ist das Thema Regionalität von 
Verwendungsaufbau. Auch da ist das BMVg in 
den letzten Jahren besser geworden. Aber auch 
ich muss bei vielen Tagungen immer wieder ler-
nen, dass jüngere Menschen heute begrenzter ge-
willt sind, alle drei Jahre quer durch Deutschland 
versetzt zu werden. Manchmal muss ich selbst 
schockiert zur Kenntnis nehmen, dass mir ein 25- 
oder 26-jähriger Mensch schon entgegenwirft: 
Aber, Herr Oberstleutnant, ich will doch mal an-
kommen im Leben! Ich sage dazu: Sie sind noch 
gar nicht losgefahren! Aber der Punkt ist folgen-
der: Nichtsdestotrotz müssen wir uns damit ausei-
nandersetzen, wie junge Menschen heute glauben, 
ihren beruflichen Werdegang auszugestalten. Und 
da muss vor dem Hintergrund des Personalmana-
gements, das wir jetzt haben, noch mehr als bisher 
geprüft werden, wie wir einen Verwendungsauf-
bau regionalisiert sicherstellen können.  
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Ein vierter Punkt ist das Thema Binnenarbeits-
markt Bundeswehr oder – darüber hinaus – Öf-
fentlicher Dienst. Der ist auch schon seit fünf Jah-
ren auf der Agenda. Wie viele gute, auch fachlich 
hoch qualifizierte Zeitsoldaten, die wir eigentlich 
im Kern innerhalb der Bundeswehr gebrauchen 
– – Ingenieure, die wir in Koblenz oder anderwei-
tig gebrauchen könnten, verlieren wir an die In-
dustrie oder an die Wirtschaft, nur weil die Ver-
fahren des Übergangs zu komplex sind. Das kön-
nen wir uns nicht mehr leisten. Mich schreiben 
viele Mitglieder an und sagen: Pass auf! Die Bun-
deswehr hat mir einen Weg von mindestens neun 
Monaten Prüfung aufgezeigt; BMW hat in zwei 
Wochen zugesagt; ich bin weg! Das sind Dinge, 
die müssen insbesondere vor dem Hintergrund 
der Überarbeitung der Personalstrategie verändert 
werden, dass wir im Binnenarbeitsmarkt besser 
werden.  

Der letzte und wichtigste Punkt. Da würde ich 
auch bitten, dass wir mal Gelegenheit haben, im 
Verteidigungsausschuss ein neues Modell vorzu-
tragen. Unser negatives Alleinstellungsmerkmal 
in der Bundeswehr ist der Soldat auf Zeit. Der 
verliert auf dem Arbeitnehmermarkt. Die Men-
schen sagen: Wo werde ich wie angestellt? Wann 
werde ich entfristet? Wie sind die Rahmenbedin-
gungen? Was wird aufgezeigt? Dann brauche ich 
nicht nur zwischen beispielsweise Polizei und 
Bundeswehr vergleichen, sondern könnte auch 
darüber hinausgehen. Wir müssen andere Mög-
lichkeiten entwickeln, aufzeigen! Wir haben eine 
Idee entwickelt, die auch schon mal hier im Aus-
schuss vor vier Jahren diskutiert wurde. Die 
kleine ist die Mitnahme von Versorgungsanwart-
schaften und eine andere ist ein „BS Vario“, wie 
wir es nennen. Wenn wir das nicht entwickeln, 
werden wir verlieren, was Konkurrenzfähigkeit 
anbelangt. Denn sehr viele vergleichen sehr früh 
und sagen: Meine Perspektive ist in allen anderen 
Bereichen besser, Herr Wüstner, warum Bundes-
wehr? Das als Idee, weil sie nach Ideen fragten. 
Damit will ich schließen. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön, 
Herr Vorsitzender! Meine Damen, meine Herren! 
Sehen Sie es mir nach, dass ich mich in meinen 
sechs Minuten nicht auf längere grundsätzliche 
Ausführungen einlasse, sondern versuche, ein 

paar Punkte anzusprechen, wo ich gerne noch mal 
Ihre Expertise bzw. Ihre Meinung zum Gesetz hö-
ren würde. Ich vermeide auch Fragen an alle, weil 
das meine sechs Minuten überfordern würde. Ich 
würde gerne als Erstes über den § 29a sprechen. 
Das Thema Datenschutz hat ganz am Anfang 
schon mal in den Stellungnahmen eine Rolle ge-
spielt. Da geht es darum, Daten zur weltanschauli-
chen Überzeugung von Soldaten zum Zwecke der 
Analyse der psychologischen Eignung zu spei-
chern. Nun ist das weltanschauliche Bekenntnis 
nach dem Grundgesetz geschützt. Deswegen stellt 
sich mir die Frage, welche Daten das eigentlich 
sein sollen und wofür das gebraucht wird. In der 
Stellungnahme von ver.di habe ich einen Vor-
schlag gesehen, wie man es anders fassen könnte, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe. Ich würde 
gerne vom Deutschen BundeswehrVerband und 
von ver.di zu diesem § 29a und zu der Frage der 
Daten zur Weltanschauung noch mal ein paar Er-
klärungen hören und vielleicht kann ver.di noch 
mal ausführen, wie Sie zu ihrem Alternativvor-
schlag kommen. 

SV Nils Kammradt (ver.di): Ganz herzlichen 
Dank! Sie haben richtig gesehen. Wir haben einen 
Alternativvorschlag, dass man die Fragestellung 
im Grunde genommen auf die Haltung zur Frage 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung re-
duziert, weil wir ansonsten ein Überschießen in 
den Bereich der Persönlichkeitsrechte haben und 
es eigentlich ausreichend ist – wir reden hier von 
Feststellungen im psychologischen Bereich –, das 
festzuhalten und nicht aus weltanschaulichen 
Fragen Rückschlüsse zu ziehen. Das wäre unser 
Vorschlag an dieser Stelle, das könnte man ein 
bisschen reduzieren.  

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Können Sie 
vielleicht noch mal spezifizieren, was das für Da-
ten sind, die Ihnen da vorschweben? Welche Da-
ten muss ich mir vorstellen, die dann zu meiner 
politischen Haltung oder was auch immer gespei-
chert werden.  

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Das Problem ist, 
Sie fragen da die falschen. Wir haben das Gesetz 
gelesen und irgendjemand hat sich überlegt, …. 
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Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): …aber Sie ha-
ben ja einen Vorschlag gemacht. Ich frage Sie jetzt 
nach ihrem Vorschlag. Sie hätten ja auch sagen 
können: Das streichen wir. Aber Sie haben ja ei-
nen eigenen gemacht. Deswegen frage ich, was 
Ihnen in ihrem Regelungsvorschlag vorschwebt. 

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Also, die Rege-
lung, die uns da vorschwebt, ist tatsächlich all die 
freiheitlich – – Es gibt ja so eine Gewissensprü-
fung. Die gab es früher bei Kriegsdienstverweige-
rern. Ähnlich haben wir uns das vorgestellt, dass 
es das an dieser Stelle auch gibt, sodass man dort 
eventuell bei weltanschaulichen Dingen nicht ein-
fach zu sehr den Bogen überspannt. Wenn ich an 
dieser Stelle freiheitlich demokratische Grundord-
nung ansetze, dann tue ich mich tatsächlich leich-
ter, weil das jeder von uns im Prinzip mit der 
Muttermilch aufgesogen und das Grundgesetz ver-
innerlicht hat. Als solches ist es auch das einzige, 
was wir als Bundesrepublik Deutschland beurtei-
len können. Wer von uns ist in der Lage zu sagen, 
was eine richtige Weltanschauung ist und was 
eine falsche wäre? Tatsächlich können wir für uns 
als Bundesrepublik Deutschland sagen, was eine 
demokratisch freiheitliche Grundordnung ist. Ich 
denke mal, da werden nicht Dinge reininterpre-
tiert, die am Schluss gegenüber dem Soldaten ne-
gativ ausgelegt werden könnten. Das ist die Idee 
dahinter, nicht mehr und nicht weniger. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Ich hatte auch 
den Deutschen BundeswehrVerband gebeten. Herr 
Wüstner? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Ja gerne, Herr 
Abgeordneter! Wir sehen es genauso. Das heißt, 
grundsätzlich lehnen wir das ab. Uns konnte auf 
Nachfrage beim Federführer bisher keiner erläu-
tern, in welcher Art und Weise er diese Daten be-
nötigt. Deswegen bin ich grundsätzlich sehr dank-
bar, dass nicht nur Sie – ich glaube, auch Frau 
Abg. Weber – das in der ersten Lesung themati-
siert haben. Solange man nicht erläutern kann, 
wofür man eine entsprechende Änderung braucht, 
lehnen wir alles, was mit dem Thema Weltan-
schauung zusammenhängt, ab. Da sind auch wir 
sehr sensibel. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Könnten Sie 
sich denn eine Regelung vorstellen, die in die 
Richtung geht, wie sie ver.di vorgeschlagen hat, 
oder sagen Sie, wir brauchen generell keine Rege-
lung dazu? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Mir ist aus un-
serem Netzwerk des psychologischen Dienstes 
bisher nicht klar, warum man eine Veränderung 
braucht. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Okay, Danke! 

SV Nils Kammradt (ver.di): Also, wir könnten 
wahrscheinlich auch ohne die Regelung leben. Es 
ging uns nur darum, deutlich zu machen, wo ei-
gentlich die Grenzen einer solchen Regelung sind, 
die man zulässigerweise im Öffentlichen Dienst 
auch bei den Soldatinnen und Soldaten erfragen 
könnte.  

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön! 
Weil ich nicht die Chance hatte, es im Detail 
durchzuarbeiten, würde ich ver.di bitten, dass Sie 
noch mal zu der Frage Therapie Einsatzgeschädig-
ter ausführen, was dort ihr Änderungsbedarf ist. 

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Das Gesetz 
schlägt an dieser Stelle vor, dass man die Fahrt-
kosten, den Fahrtkostenzuschuss für Familienan-
gehörige – das ist im Gesetzesvorschlag ein biss-
chen weiter gefasst – erstattet, das heißt drei Mal 
für drei Wochen. Der weiter gefasste Vorschlag 
von uns geht im Prinzip dorthin, dass wir so, wie 
wir es eingangs schon erwähnt hatten, sagen: Wir 
wollen gerne die Schäden, die die Familie in die-
sem Zeitraum erlitten hat, bei der Therapie mit-
einbeziehen. Das heißt, wenn jemand PTBS-ge-
schädigt zurückkommt, dann ist es ja nicht so, 
dass ich dann sage: Hey, ich hab es sofort erkannt! 
Der hat einen roten Punkt auf der Stirn, deswegen 
wird er sofort in die Behandlung geschickt. Son-
dern so etwas ist ja teilweise schleichend. Am 
ehesten kriegt es die Frau mit. Auch die Frau ver-
ändert sich an dieser Stelle. Das Kind oder die 
Kinder kriegen es mit. Das Umgebungsfeld be-
kommt mehr oder minder die Information: Da 
stimmt etwas nicht mit demjenigen, der da im 
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Auslandseinsatz war. Deswegen ist die Idee da-
hinter, dass man eben nicht nur sagt: Dann ma-
chen wir mal ein Besuchsrecht, wie es bei Famili-
enheimfahrten gemacht wird, da kannst du mit 
dabei sein. Das ist ganz lustig, aber einbezogen in 
die Therapie – und das ist in diesem Gesetz expli-
zit ausgeschlossen – wirst du nicht. Tatsächlich 
kann es nur ein ganzheitlicher Ansatz sein, dass 
man sagt: Das nehmen wir mit drauf, weil es an-
sonsten zwar gut gemeint, aber eventuell nicht gut 
gemacht ist. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Vielen 
Dank an die Expertinnen und Experten für ihr 
Kommen! Ich werde angesichts der Zeit meine 
Plenarrede auf Donnerstag verschieben. Ich will 
nicht verhehlen, dass ich für einige Bereiche die-
ses Gesetzes große Sympathien habe, und direkt 
zu den Fragen kommen. Meine erste Frage richtet 
sich an den BundeswehrVerband und an ver.di. 
Wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben Sie 
sich dafür ausgesprochen, § 30d vollständig zu 
streichen. Könnten Sie uns noch mal die Motiva-
tion dafür erläutern? Ich will die Frage noch an-
ders, noch schärfer formulieren: Wenn Sie sagen: 
„vollständig streichen“, könnte ich den Äußerun-
gen entnehmen, Sie halten die Gefahren, die 
§ 30d in der vorgeschlagenen Formulierung auf-
bietet, nach meiner Auffassung nicht für heilbar 
oder für reparabel. Oder würden Sie irgendwelche 
Veränderungen des § 30d sehen, wo man sagen 
kann, man könnte damit leben? Wenn Sie dazu 
noch ein paar Worte verlieren könnten, wäre ich 
Ihnen dankbar. 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Ich will 
dazu mal gerne ausführen. Es gibt beim § 30d im 
Prinzip drei Problemkategorien: Es gibt eine recht-
liche, es gibt eine Besoldungsdimension, also eine 
Vergütungsdimension, und es gibt eine emotio-
nale Ebene. Die rechtliche haben wir hier schon 
ein paar Mal durchklingen hören. Wir haben aus 
der EU-Arbeitszeitrichtlinie von 2003 als auch aus 
dem Bundesverwaltungsgerichtsurteil von 2011 
zur gesetzlichen Arbeitszeit die Möglichkeit, tätig-
keitsspezifisch bestimmte Bereiche auszunehmen. 
Die müssen dann sehr, sehr umgrenzt und sehr 
eng definiert sein. Genau das ist ja in den Ausnah-
men in § 30c passiert. Insofern gibt es erstmal 

keine Notwendigkeit, die neuen Tätigkeitsausnah-
men, die wir hier haben – also beispielsweise 
Alarmrotte, beispielsweise maritimer Such- und 
Rettungsdienst –, in den § 30d zu packen. Man 
kann sie auch so in den § 30c packen.  

Das zweite ist die Besoldungsdimension. Es gibt 
für die Vergütung besonderer zeitlicher Belastun-
gen der Soldaten der Bundeswehr momentan eine 
sogenannte Legitimationskette in der Besoldung. 
Das heißt, wenn jemand nach § 30c in die Aus-
nahme von den Arbeitszeitvorschriften geht, dann 
ist er – das ist jetzt sehr technisch – quasi an den 
sogenannten § 50a Bundesbesoldungsgesetz ge-
koppelt. Da steht drin: Soldaten, die nach § 30c in 
die Ausnahme gehen, können diese Vergütung 
kriegen. Die kriegt er dann auch mit den halben 
und ganzen Pauschalsätzen und zukünftig mit 
diesem Ausnahmetatbestandszuschlag, den 
86 Euro am Tag. Das ist für § 30d momentan nicht 
vorgesehen. Das heißt, die Aufnahme von § 30d in 
§ 50a Bundesbesoldungsgesetz hätte passieren 
können, sie hat aber nicht stattgefunden. Damit ist 
für § 30d eine Sondervergütungsregelung zweiter 
Klasse erfunden worden, nämlich § 79a Bundes-
besoldungsgesetz. Was ich vorhin bei den Alarm-
rotten der Luftwaffe gesagt habe: also die tatsäch-
liche Inanspruchnahme, die weit unter dem 
neuen ATZ [Ausnahmetatbestandszuschlag] lau-
fen wird und damit sozusagen eine Ausnahme 
zweiter Klasse generiert. So sehen wir es momen-
tan. 

Das Dritte ist die emotionale Ebene. Natürlich 
fühlen sich die Soldatinnen und Soldaten, die 
nach § 30d in die Ausnahme genommen werden, 
teilweise bis zu 7 Jahre, dann als – ich will viel-
leicht nicht sagen: Soldaten zweiter Klasse, aber 
letztlich als Soldaten in der Ausnahme zweiter 
Klasse. Sie fühlen sich in der Bedeutung und ih-
rer Belastung herabgewürdigt und gegenüber de-
nen, die nach § 30c in die Ausnahme gehen wer-
den, auf jeden Fall hinten angestellt. Insofern ist 
§ 30d so, wie er dort formuliert ist, wirklich sehr, 
sehr schwierig. Daher haben wir ihn abgelehnt.  

SV Nils Kammradt (ver.di): Im Großen und Gan-
zen schließe ich mich um der Kürze willen ein-
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fach mal an. Ich möchte noch mal auf den rechtli-
chen Aspekt hinweisen. Man hat ja durchaus ge-
sehen, dass man diesen Tätigkeitsbezug braucht. 
Aber gerade im Buchstaben c übernimmt der Ge-
setzgeber die Definition der Tätigkeit gar nicht 
selbst, sondern sagt, es werden Tätigkeiten be-
schrieben werden. Davon gehen wir mal aus. Inso-
fern sage ich hier nochmal: Die Bestimmtheit 
halte ich an dieser Stelle für fragwürdig. Ob man 
das rechtlich hinkriegt, dass man sich hier mög-
licherweise eine breite Öffnungsklausel schafft, 
halte ich auch für zweifelhaft, weil die Arbeits-
zeitverordnung sagt: Es kann nicht jede Tätigkeit 
per se einfach in die Ausnahme genommen wer-
den. Ich glaube, hier ist der Gesetzgeber gefordert 
aufzupassen, was für eine Form von Ermächti-
gung er hier schafft. Ansonsten sind die besol-
dungsrechtlichen Fragen schon angesprochen 
worden. Mit Bezug auf die Breite der Ausnahme 
kann man ihm nur sagen: Eigentlich spiegelt sich 
in dieser Norm so etwas wie eine kleine Kapitula-
tion vor den Personalmängeln und der Frage wi-
der, man löst das Problem über Arbeitszeitflexibi-
lisierung. Das ist aber ein Notnagel, der nicht weit 
trägt. Wir haben vorhin das Thema Verknüpfung 
Fürsorge und Arbeitszeit auch schon erwähnt ge-
habt. Das steigert im Grunde genommen Überlas-
tungssituationen, weil ich das dann auf diejenigen 
fokussiere, die ich in der Ausnahme habe. Das 
führt nicht dazu, dass die Arbeit besser wird, son-
dern das führt im Grunde genommen zu dem, was 
Herr Dr. Buch bereits beschrieben hat: Man fühlt 
sich dann eher zurückgesetzt, man wird ständig 
gefordert und ist Teil einer zweiten Klasse, wäh-
rend man im Grundbetrieb dann möglicherweise 
noch irgendwie versucht, das Ganze zu halten. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wir sind hier in einer Öffentlichen Sitzung. 
Deswegen formuliere ich die Frage jetzt bewusst 
auch so „doof“. Wenn ich da nachfassen darf. 
Frage 1: Wenn wir das Beispiel der Alarmrotten 
nehmen, war es bisher über den § 30c möglich, 
dass Soldatinnen und Soldaten, die in einer 
Alarmrotte ihren Dienst leisten, auch diese 96-
stündige Bereitschaft leisten können? Also wird 
die 96-stündige Bereitschaft nicht verhindert, son-
dern war bisher auch möglich? Die zweite Frage: 
Wenn die Soldaten unter § 30d fallen würden, 
wären sie dann finanziell schlechter gestellt als 
unter § 30c? 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Die Tätig-
keit in der Alarmrotte ist keine Bereitschaft, son-
dern sie ist ein Dauerdienst von 96 Stunden. Das 
hat bisher im Grundbetrieb der Streitkräfte stattge-
funden, also unter Anwendung sämtlicher Ar-
beitszeitgesetzgebung und -vorschriften. Das hat 
dazu geführt, dass am Ende die sogenannte 
Schallmauer der 48 Stunden aus der EU-Verord-
nung durchstoßen wurde. Damit hat sich eine 
Notwendigkeit ergeben, den zeitlichen Aspekt im 
Dienst der Alarmrotte anders zu regeln. Insofern 
ist dann dieser Vorstoß aus dem BMVg erdacht 
und entwickelt worden, dass man den Dienst in 
der Alarmrotte in eine Art Ausnahme packt. 
Wieso man ihn nicht unter § 30c als Ausnahme 
gepackt hat, weiß ich nicht. Mir sagen alle Juris-
ten des BundeswehrVerbandes, das wäre ohne 
Probleme möglich und wir haben dort vergleich-
bare Ausnahmen wie die mehrtägige Seefahrt der 
Marine. Zu ihrem letzten Halbsatz, Herr Abgeord-
neter: Ja, es ist tatsächlich so. Wenn jemand jetzt 
nach § 30d in die Ausnahme gehen würde, würde 
er schlechter gestellt werden als all diejenigen, 
die im Grundbetrieb arbeiten, und als all diejeni-
gen, die im § 30c arbeiten, die den neuen ATZ be-
kommen. Also ist es quasi sogar eine Drittklassig-
keit, nicht mal eine Zweitklassigkeit.  

Abg. Ingo Gädechens (CDU/CSU): SAR ist dann 
Bereitschaftsdienst? 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Für mich ist 
SAR, Herr Abgeordneter, genauso Dienst wie der 
Dienst in der Alarmrotte. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Ich wollte 
noch einmal auf den Anfang zurück, wo Sie die 
Fürsorge angesprochen haben, und bestätigt wis-
sen, dass es doch im Laufe der Jahre eine wesent-
liche Verbesserung zum Thema Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst gegeben hat – also als im 
Grunde genommen anerkennende Frage. Die 
zweite Frage, die sich mir noch stellt: Der eine 
oder andere hat es schon gelobt. Aber sehen Sie 
durch dieses Gesetz generell eine langfristige Stär-
kung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr? 
Oder fehlt es nach wie vor an gravierenden – – 
Herr Wüstner, Sie hatten es zwischenzeitlich so 
angesprochen, nach dem Motto: Für die SAZler 
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müsste doch noch mehr getan werden. Wobei ich 
einfach auch mal da anfüge: Ich finde, dass das im 
Sinne der Nachversorgung schon wirklich erheb-
lich ist, was wir dort leisten. Jeder normale Ar-
beitnehmer, der von jetzt auf gleich aus dem 
Dienst ausscheidet, hat solche guten Möglichkei-
ten nicht. Von daher kann man dieses auch viel-
leicht mal zum Positiven auslegen. Darüber hin-
aus würde ich nur sagen, damit wir auch die Zeit 
entsprechend nutzen können: In meiner ersten 
Runde hatte ich noch ein paar Fragen gestellt, die 
zum Teil beantwortet worden sind. Wer aber jetzt 
noch die Chance nutzen möchte, um noch das 
eine oder andere auszusprechen, der kann das 
jetzt tun. Danke! 

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Herzlichen 
Dank! Sie hatten die Fürsorge angesprochen. Wir 
haben auch gerade darüber geredet. Ja, es hat sich 
natürlich etwas im Bereich Familie verbessert. 
Aber es ist auch klar, es haben sich auch die Rah-
menbedingungen geändert, also aus dem Kalten 
Krieg heraus heute in eine andere Bereitschaft 
und in NATO-Aufträge, die erfüllt werden. Sie ha-
ben gefragt: Was müsste man denn an großen Din-
gen in dieses Gesetz noch mit einbringen, damit 
man die personelle Leistungsbereitschaft der Bun-
deswehr steigert? Ob mit zusätzlichem Personal? 
Oder ob eigenes Personal, damit besser motiviert 
wird? Ich denke, es gibt an der Stelle verschie-
dene Dinge, und das diskutiere ich auch immer 
wieder. Es sind nicht die großen Dinge. Es sind 
nicht die Pyramiden von Gizeh, die es an der 
Stelle ausmachen, sondern es sind die kleinen 
Dinge. Kriege entstehen nicht aus dem Großen 
heraus, sondern aus dem Kleinen. Sie entstehen 
manchmal aus Missverständnissen. Ähnlich ist es 
bei der Bundeswehr. Es sind nicht die Dinge, die 
positiv sind, die ein Soldat an der Stelle betrach-
tet, sondern es sind tatsächlich die negativen 
Dinge, die er betrachtet. Und es sind die Kleinig-
keiten. Wenn jemand zum Studieren gehen 
möchte und dann beispielsweise aus der Bundes-
wehr nicht zu dem Zeitpunkt herauskommt, wo er 
herausmöchte. Wenn er dadurch seinen Studien-
platz ein Jahr später bekommt, dann wird er 
schlecht über die Bundeswehr reden. Das ist kein 
großes Ding, das man in diesem Gesetz macht, 
sondern das ist eine Kleinigkeit, die an der Stelle 
einen Chef beeinflussen könnte. Tatsächlich sind 
es wirklich diese kleinen Dinge und ich weiß 

nicht, inwieweit man so etwas in einem Gesetz 
manifestieren könnte. Wir reden auch von Innerer 
Führung. Wir haben die Innere Führung vor ei-
nem oder zwei Jahren angepackt und gesagt, so 
muss es aussehen. Die Frage ist immer: Ist das, 
was gestern war, schlecht? Und ist das, was heute 
ist, besser? Muss ich Grundsätze der Inneren Füh-
rung, die Gültigkeit wie eins plus eins in der Ma-
thematik haben, verändern? Oder kann ich das, 
was ich damals hatte, ein wenig an die Neuzeit 
anpassen? Sie haben es ja selbst auch vorhin ange-
sprochen. Fürsorge ist so ein allgemeiner Punkt: 
Wenn ich einfach hergehe und sage, ich lasse mal 
fünfe gerade sein: Beispielsweise ein Soldat, der 
irgendwas an dieser Stelle braucht, dem gebe ich 
auch mal einen freien Tag – und schon ist der ein 
ganz anders motivierter Mensch. Der braucht da-
für kein Gesetz! Genau das sind so Vorgesetztenei-
genschaften, die man an dieser Stelle anders pfle-
gen muss, weil tatsächlich nicht alles mit dem Ge-
setz erledigt werden kann. Ich denke, das sollte 
von unserer Seite erst mal alles sein, außer wenn 
Sie noch Fragen dazu haben. 

SV Hptm Andreas Füllmeier (vsb): Zur ersten 
Frage, ob sich durch dieses Gesetz oder auch in 
der Vergangenheit einiges im Bereich Vereinbar-
keit von Familie und Dienst getan hat: Jawohl, es 
hat sich einiges getan. Hier gilt natürlich immer 
das Motto: Es kann nie genug sein. Deswegen ist 
das ein erster guter Schritt. Viele, viele Dinge 
müssen folgen. Aber man muss ganz klar sagen: 
Es sind viele Schritte getan. Das ist das Positive 
an der Geschichte.  

Zur zweiten Frage, ob das Gesetz einsatzbereiter 
macht: Wenn ich einem Soldaten soziale Fürsorge 
und Wertschätzung zukommen lasse, dann ist das 
Ergebnis, dass er tatsächlich motiviert ist. Und ein 
motivierter Soldat ist mit Sicherheit einsatzberei-
ter als ein nicht motivierter Soldat. Dementspre-
chend gibt es viele Aspekte, warum hier noch 
weiter Fürsorge gestärkt werden soll. Was uns vor 
allen Dingen fehlt, ist die Wertschätzung der Sol-
daten in der Öffentlichkeit. Wie gesagt: Motivierte 
Soldaten sind generell einsatzbereiter als unmoti-
viert Soldaten. Vielen Dank! 

SV OTL Thomas Huhndorf (vsb): Wenn ich da 
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vielleicht noch kurz für den Verband der Soldaten 
der Bundeswehr ergänzen darf. Die Wertschät-
zung auf der einen Seite, insbesondere auch für 
das Bestandspersonal, sprich die länger Dienen-
den, die schon zehn oder noch mehr Jahre bei der 
Bundeswehr sind. Aber dann auch der Aspekt der 
Inneren Führung, das heißt, die Möglichkeit für 
den Vorgesetzten vor Ort, seine Truppe in einer 
linken und rechten Grenze so zu führen, dass eine 
Zufriedenheit der Truppe entsteht. Das sind ei-
gentlich die Aspekte, die über diesem Gesetz als 
Ausrichtung stehen sollten. Das tut es in großen 
Teilen. Aber nach wie vor gibt es Aspekte, die aus 
unserer Sicht nicht völlig zu Ende gedacht sind 
oder vielleicht auch noch zu kurz kommen. Das 
ist, wie gesagt, einmal die Wertschätzung der län-
ger Dienenden, also des Bestandspersonals. Dort 
könnte man noch Ideen anbringen wie möglicher-
weise die Einführung einer weiteren Erfahrungs-
stufe für den Fall, dass jemand freiwillig länger 
bleibt. Oder andere Aspekte wie im Zulagenbe-
reich, was man vielleicht untergesetzlich regeln 
kann. Es geht nicht immer ums Geld, keine Frage. 
Es geht aber darum, dass man Mittel und Werk-
zeuge schafft, Leistungen zu honorieren. Und man 
kann nicht erwarten, dass diese Schere, die zwi-
schen der Auftragserfüllung und den beschränk-
ten Ressourcen entstanden ist, die ich anfangs mal 
beschrieben hatte, allein mit gesetzlichen Maß-
nahmen und mit Befehl und Gehorsam geregelt 
werden kann. Sondern man muss möglicherweise 
auch diese Hygienefaktoren noch mehr betonen, 
die notwendig sind, um die Truppe letztendlich 
auch leistungsbereit zu halten und zu machen. 

SV Christoph Max vom Hagen (Reservistenver-
band): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Da-
men und Herren! Noch ganz kurz vielleicht eine 
Anmerkung, die wir als VdRBw entscheidend fin-
den. Hier steht: Bundeswehr-Einsatzbereitschafts-
stärkungsgesetz. Die aktiven Soldaten von heute 
sind die Reservisten von morgen. Für uns ist 
heute ganz entscheidend, dass wir hier bei einem 
solchen Gesetz sitzen und dass die Reservisten 
wieder mehr und mehr mit der aktiven Truppe 
mitdenken. Alles, was wir diskutieren, sind 
Dinge, die unsere Reservisten ganz selbstverständ-
lich betreffen. Nicht nur mich, der in den 80er 
Jahren aktiv war und heute ganz selbstverständ-
lich immer noch Reservist ist. Sondern die Leute, 

die heute aktiv werden und die wir nicht mehr ge-
hen lassen dürfen, weil sie sich für die Bundes-
wehr bereiterklärt haben und ausbilden lassen. Es 
wäre ein großer Fehler, diese gut ausgebildeten 
motivierten Leute zu verlieren. Das alles vertreten 
wir hier im Verband auch mit den ganzen Fürsor-
geaspekten in diesem Gesetz, mit diesen Verbesse-
rungen für die Reservisten. Und das finde ich sehr 
bemerkenswert. Es war mir wichtig, dass wir das 
noch mal sagen. Herr Walravens möchte gerne 
noch eine Anmerkung zum Thema Nachversor-
gung machen.  

SV Henning Walravens (Reservistenverband) Vie-
len Dank! Der Fürsorgeaspekt ist etwas, wo wir 
sehr intensiv mit den Veteranenverbänden zusam-
menarbeiten. Wir haben einen Veteranenrat etab-
liert, weil wir gesehen haben, dass dort sehr viel 
Expertise ist. Das sind Verbände, die teilweise seit 
über zehn Jahren in der Frage aktiv sind, wie wir 
in dem Fall insbesondere ehemalige Soldatinnen 
und Soldaten unterstützen können, wenn sie an 
Einsatzfolgen leiden. Das Feedback, das wir vor 
Ort kriegen – ohne, dass wir jetzt direkt für die 
sprechen können, aber um Ihnen das Feedback 
einmal weiterzuleiten –, ist zum einen, dass viel 
geschafft wurde, gerade im Bereich der Versor-
gung von Einsatzveteranen in den letzten Jahren, 
sodass sich Deutschland dort im internationalen 
Vergleich nicht verstecken muss. Das geht ein 
bisschen auf ihre Frage zurück, Frau Vieregge. Je-
doch sagte Generalarzt Mattiesen als Beauftragter 
für PTBS auf einer Tagung mal sehr treffend: Je-
des noch so enge Netz wird immer noch Maschen 
haben. Unsere Aufgabe ist es, diese Maschen im-
mer kleiner zu ziehen. Der Fokus verschiebt sich 
in unserer Arbeit momentan von der Versorgung 
des Soldaten oder Reservisten, wenn er im System 
Einsatzweiterverwendungsgesetz/Einsatzfolgenbe-
wältigung drin ist, zu der Frage, wie er dort hin-
einkommt. Wir haben in unseren Mitzeichnungen 
auch angemahnt, dass dort momentan noch Stol-
persteine bestehen. Die WDB [Wehrdienstbeschä-
digungs]-Bearbeitungszeiten sind gesunken. Das 
stellen wir auch fest. Die bürokratischen Hemm-
nisse gilt es dort weiter abzubauen. Und es gilt 
vor allen Dingen auch noch mal in Bezug auf 
diese Datenschutzfragen, darauf zu achten, dass 
die Notwendigkeit des Datenschutzes gerade im 
Bereich von Gesundheitsakten auch immer gegen 
die Notwendigkeit abgewogen wird, mit einer 
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deutlichen zeitlichen Verzögerung noch auf diese 
Daten zugreifen zu können. Auch das haben wir 
in der Mitzeichnung klargemacht Bei PTBS gibt es 
meines Wissens Spitzen zwischen fünf bis acht 
Jahren nach dem Einsatz. Es gibt auch Fälle – da 
gibt es Studien aus den USA –, wo die PTBS 20 
bis 30 Jahre später ausbricht, also im Alter, wenn 
die geistigen Abwehrkräfte nicht mehr in der Lage 
sind, diese Gedanken im Zaum zu halten. Dort 
müssen wir heute anfangen, die Pflöcke dafür ein-
zuschlagen, dass die Kameraden in 20, 30 Jahren 
nicht ohne Krankenakte bzw. Gesundheitsakte 
und Nachweisfähigkeit dastehen. Das ist uns sehr 
wichtig. Das betrifft dann auch die Fragen, inwie-
fern dort Statistiken angelegt werden können. An-
sonsten können wir nur wiederholen, dass wir 
das Gesetz sehr begrüßen, weil es auf all diesen 
Gebieten Schritte in die richtige Richtung tut. 
Deshalb kriegen wir auch das Feedback bei uns 
aus dem Verband, dass das mit den Anmerkun-
gen, die wir gemacht haben, insbesondere in Be-
zug auf das USG, sehr stark gutgeheißen wird. 

SV Cora Nixtatis (VBB): Der VBB begrüßt es na-
türlich auch. Wir gehen davon aus, dass das Ge-
setz eigentlich zu kurz gedacht ist. Wir müssen 
mal überlegen wie der Ist-Zustand und wie der 
Soll-Zustand ist und wo wir überhaupt hin wol-
len. Die Zielsetzung! Wir dürfen nicht vergessen, 
dass die Kolleginnen und Kollegen, Soldaten und 
auch die Reservisten in der nahen Zukunft auch 
immer älter werden. Ist es unsere Zielsetzung, 
dass die Bundeswehr zukünftig immer aus einer 
„Generation plus“ besteht? Die Zielsetzung muss 
doch sein, dass wir auch die jungen Kolleginnen 
und Kollegen irgendwie motiviert kriegen, in die 
Bundeswehr einzutreten. Das ist seit Aussetzung 
der Wehrpflicht ein großes Problem, weil die 
Leute gar nicht mehr verpflichtet werden, einfach 
mal reinzuschauen und sich erstmal ein Bild von 
dieser Bundeswehr machen zu können. Da ist ja 
die Überlegung, wie wir die dazu kriegen, dass sie 
vielleicht wirklich in ihren Dunstkreis mit einbe-
ziehen: Mensch, vielleicht wäre die Bundeswehr 
auch ein Arbeitgeber für uns! Das kommt hier 
drin ja gar nicht vor. Wir sagen: Klar! Personelle 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr! Das heißt 
aber auch, dass wir wirklich versuchen müssen, 
die Bundeswehr irgendwie von vorneherein nach 
außen attraktiv zu machen.  

Vielleicht noch ganz kurz zur Familie usw.: Da 
sind wir auf einem guten Weg. Aber es sind oft 
ganz viele Kleinigkeiten. Wenn es darum geht, 
eine Geno-Card zu beantragen, was ewig dauert, 
damit irgendjemand von unterwegs arbeiten kann. 
Das sind so Sachen. Das ist eher hinderlich. Es 
liegt oft im ganz kleinen Detail. Und das sind so 
Sachen, die müsste man auf jeden Fall immer im 
Rückhalt haben. Das ist ein Gesetz, was gut ist, 
um diese Einsatzfähigkeit aktuell hinzubekom-
men. Aber darauf dürfen wir uns unserer Mei-
nung nach nicht ausruhen.  

SV Dr. Hans Liesenhoff (VBB): Ich möchte noch 
eines hinzufügen. Ich bin auch sehr dankbar, Frau 
Abgeordnete, dass Sie die Frage aufgeworfen ha-
ben. Das eine sind die Gesetze. Da kann man im-
mer noch weiter nachschieben. Man muss auch 
zugeben, die Ansprüche an die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf steigen bei der jüngeren Gene-
ration. Das ist einfach so. Die Kollegen hier haben 
es ja schon gesagt. Auch das Thema Regionalität 
ist ein Riesenthema. Es gibt genügend beispiels-
weise Feuerwehrleute, die sehen es nicht ein, et-
was bundesweit zu unterschreiben, obwohl sie 
gern in Manching oder sonst wo unterwegs wären. 
Da müssen wir vielleicht auch noch mal nach-
steuern, ob man da was machen kann. Geld ist in 
den meisten Fällen überhaupt kein Problem, son-
dern es geht auch um Sinnstiftung. Da müssen wir 
aufpassen, da bin ich absolut beim Bericht des 
Wehrbeauftragten. Wir haben ein Bürokratiemons-
ter. Keiner studiert Ingenieurwissenschaften, um 
dann irgendwelche sinnentleerten Tabellen aus-
zufüllen. Oder dieser ganze Wahnsinn, den man 
manchmal hat, um irgendwelche Dinge zu bean-
tragen! Das wäre auch ein Thema, gerade beim Be-
standspersonal. Wenn man das attraktiv macht, 
wenn man die Dinge anpackt, dann haben wir 
nämlich auch wieder ein besseres Image nach au-
ßen, dass junge Leute anderen junge Leute sagen 
werden: Schau dir mal das Paket der Bundeswehr 
an. Denn wenn man mal genau hinschaut, ist die 
Bundeswehr sehr, sehr attraktiv. Aber wir müssen 
einfach mal die Leute dazu bringen, dass sie auch 
diese Sinnstiftung haben, egal, ob sie in der Bun-
deswehrverwaltung sind oder als Soldat dienen. 
Der Beruf gibt ihnen sehr, sehr viel. Aber ich bin, 
wie gesagt, absolut auf der Spur des Wehrbeauf-
tragten. Das wird man noch mal sehr ernst neh-
men und begleitend auch noch mal anpacken. 
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SV OTL André Wüstner (DBwV): Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Sie hatten eingeladen, vor dem 
Hintergrund zu sagen: Achtung! Wo ist Optimie-
rungsbedarf und was ist ggf. im Zuge der Ressort-
abstimmung abhandengekommen, was man selbst 
oder vielleicht sogar das eigene Ressort ursprüng-
lich gefordert hat. So ist es ja in jedem Gesetzge-
bungsvorhaben. Deswegen zeigen wir im Kern 
diese Punkte auf.  

Unabhängig davon entnehmen Sie allen Stellung-
nahmen das Positive an diesem Gesetz. Es ist 
auch in der Stellungnahme von uns allen be-
schrieben worden, dass, Gott sei Dank, die Ana-
lyse, die aus der letzten Legislaturperiode folgt, in 
einen Koalitionsvertrag übergeleitet wurde und 
jetzt in so einem Gesetz ist. Dass es viel Arbeit ist, 
ist vollkommen klar. Dass man sich auch in den 
Ressorts streitet, auch im Vergleich zu anderen 
Berufsgruppen, ist vollkommen klar. Mein Punkt 
ist nur der: Achtung! Bei einzelnen Aspekten sind 
wir unter die Messlatte gerutscht. Das sind nicht 
welche, die wir nur just for fun wollen, sondern 
bei denen wir glauben, dass wir sie brauchen, um 
Menschen die Rahmenbedingungen aufzeigen zu 
können, dass sie sagen: Jawohl, dieser Dienst ist 
gut, er ist attraktiv, die Menschen sind bei mir, 
die Rahmenbedingungen stimmen! Das ist zu 
90 Prozent in diesem Gesetzentwurf der Fall. Wo-
bei die zehn Prozent, die wir einzeln aufbereitet 
und aufgeschrieben haben, die sind, wo wir sa-
gen: Achtung! Das ist verloren gegangen! Das ist 
so in komplexen Gesetzgebungsverfahren. Ich 
habe auch Respekt bezüglich all der Kolleginnen 
und Kollegen, vor allem denjenigen, die in einer 
Wahnsinnszeit in dieser Legislaturperiode dieses 
Gesetz überhaupt auf den Weg gebracht haben. 
Aber dennoch sagen wir immer wieder: Wir müs-
sen den Finger in die Wunde legen, wo es nicht 
passt.  

Weil ich angemerkt habe, dass die Rahmenbedin-
gungen für Soldaten auf Zeit nicht mehr stimmen, 
hatten Sie dies angesprochen. Ja, das ist unsere 
Auffassung! Wir sagen auch: Dieses Modell, kom-
mend noch aus der Wehrpflichtarmee – Berufssol-
dat, Soldaten auf Zeit –, one size fits all: Das passt 
nicht mehr zu einer modernen Einsatzarmee. Des-
wegen fragen wir, nicht jetzt für dieses Gesetzge-

bungsverfahren – so habe ich auch den Abg. Mül-
ler verstanden –, sondern nach vorne geblickt: 
Was müssen wir noch entwickeln, um 2025 die 
richtigen Rahmenbedingungen zu haben? Dazu 
war meine Bitte, sich in dieser Legislaturperiode 
schon damit zu beschäftigen und auseinanderzu-
setzen, denn dann gelingt es auch leichter, die 
Rahmenbedingungen wieder anzupassen. Das nur 
mal grundsätzlich als Rahmen. Das ist ein sehr gu-
tes Gesetz, das nach unserer Auffassung, wie ge-
sagt, den ganzen Vorbereitungen auch folgt. Die 
zwei, drei, vier Dinge, die uns im Argen liegen, 
die haben wir benannt. Zuletzt noch zu § 30d ein 
Punkt, den Detlef Buch machen wollte. 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Genau, eher 
zu § 30c. Ich möchte noch mal meine Empfehlung 
aussprechen, gerade nicht die gesetzgeberische 
Hand an die soldatische Arbeitszeit zu legen, und 
zwei Argumente ins Feld führen. Das erste ist: Mit 
der Einführung dieses § 30c am 01.01.2016 ist 
sozusagen eine gesetzliche Normierung auch der 
Besoldungshöhe der Soldaten der Bundeswehr 
festgelegt worden, nämlich was ihre Besoldung 
wert ist. Sie ist 41 Stunden in der Woche wert. 
Jegliche Veränderung dieser 41 Stunden nach 
oben würde quasi eine Besoldungskürzung dar-
stellen. Und wenn jetzt die 41 in die Verordnung 
rutschen, also die Ebene darunter, wäre die Erhö-
hung nach oben auf bis zu 44 Stunden möglich. 
Das muss man sich vor Augen halten. Zweites 
und letztes Argument ist: Mit den in dem Entwurf 
vorzufindenden Ausführungen zu § 30c Abs. 6 
sollen für deutsche Soldaten in multinationalen 
Verwendungen die deutschen Arbeitszeitvor-
schriften außer Kraft gesetzt werden. Ich habe 
dazu mal mit den Kameraden von AWACS ge-
sprochen, die u.a. während der Übung Trident 
Juncture in Norwegen an Bord der AWACS-Ma-
schinen bis zu 200 Überstunden geflogen haben. 
Die wären nämlich genau davon betroffen. Das 
heißt, für die würde sämtlicher Rechtsrahmen ent-
fallen, eine Überstundenvergütung zu bekommen. 
Das wäre tatsächlich mehr als schlecht.  

Abg. Ingo Gädechens (CDU/CSU): Nur noch mal, 
um die Ernsthaftigkeit Ihrer Argumente zu unter-
streichen, was § 30d angeht: Wenn Sie den Geset-
zestext – und das haben Sie alle! – genau gelesen 
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haben, dann merken Sie, wie hier im Grunde ge-
nommen die Juristerei am Arbeiten war, um das 
irgendwie hinzukriegen. Unsere Bedenken gehen 
nicht nur dahin, dass wir das für schwierig halten 
Dann könnte man en passant sagen: Dann strei-
chen wir mal. Unsere Bedenken gehen in die Be-
gründung hinein, dass wir hier zwei Fähigkeiten, 
einmal die NATO-Fähigkeit, bereitstellen und wir 
keine Spezialkräfte haben und zum anderen im 
SAR-Rettungsdienst eine Fähigkeit haben, wo wir 
eben auch eine Lücke haben, die wir nicht en pas-
sant mal so eben schließen können. Ich sage in 
diesem Raum nur: Es wird ein schwieriger politi-
scher Abwägungsprozess, weil wir nämlich letzt-
endlich auch vor der Situation stehen, dass SAR 
dann ausgegliedert wird, denn es gibt noch andere 
Organisationen wie die Bundespolizei, die sagt: 
Das können wir auch! Nur haben wir dann diesen 
originären Part, den wir in der Bundeswehr als 
Fähigkeit benötigen, verloren. Ich glaube, dass 
kann auch nicht in unserem Interesse sein. 

Abg. Jens Kestner (AfD): Herr Vorsitzender! Ich 
würde gern da ansetzen, wo wir vorhin unterbro-
chen wurden. Ich würde an den Verband der Sol-
daten der Bundeswehr und an den Reservisten-
verband einmal die Frage stellen: Warum, glauben 
Sie, führt diese Arbeitszeitverordnung zu mehr 
Attraktivität in der Truppe? Und könnten Sie viel-
leicht noch mal erläutern – Herr Wüstner hat es 
schon getan –, dass es in drei Jahren nicht in der 
Truppe angekommen ist, warum man das macht. 
Vielleicht können Sie mit ihren Worten noch mal 
schildern, warum so viel Unverständnis darüber 
herrscht, dass diese Arbeitszeitverordnung der 
Bundeswehr und dem Dienst in der Truppe nicht 
gut tut. Bitte noch mal kurz und knapp mit ihren 
Worten! 

SV OTL Thomas Huhndorf (vsb): Herzlichen 
Dank, Herr Vorsitzender! Die Soldatenarbeitszeit-
verordnung hat in ihrem Charakter natürlich eine 
Ausprägung, die man nicht unproblematisch wie 
einen Regenschirm über die gesamte Bundeswehr 
stülpen kann. Wie ich in meinem Eingangsstate-
ment versucht habe zu skizzieren, haben wir da 
die Problematik, dass wir mit relativ beschränkten 
Ressourcen ein Portfolio an Aufgaben abdecken 
müssen, das sich letztendlich wie eine Schere 
auseinanderspreizt. Um dort zu vermeiden, dass 

es in der Truppe zu Überbelastungen kommt, ist 
es auch aus meiner Sicht ganz logisch, dass man 
zunächst einmal Regularien braucht, um das nicht 
ausufern zu lassen. Hier ist zumindest eine Be-
grenzung der Arbeitszeit eines der Werkzeuge, die 
man im Grundbetrieb nutzen kann, um das zu 
vermeiden Dass es dabei natürlich von Truppen-
teil zu Truppenteil unterschiedliche Vorgaben 
und Rahmenbedingungen gibt, steht außer Frage. 
Das gebe ich gerne zu. Man muss also den ent-
sprechenden Einheitsführern vor Ort auch die 
Flexibilität geben, die Soldatenarbeitszeitverord-
nung auf ihre persönlichen Einsatz- bzw. Auf-
tragsbedürfnisse anzupassen. Insofern noch mal 
aus unserer Sicht: Als Verband der Soldaten der 
Bundeswehr sehen wir es als bedenklich an, 
wenn man § 30c dort streicht, wie es ja im Ent-
wurf der AfD erkennbar ist, eben vor dem Hinter-
grund, dass wir erstmal eine Anpassung der Res-
sourcen an die Auftragslage im Sinne des Einsatz-
spektrums und der Landes- und Bündnisverteidi-
gung haben müssen. Soll heißen: Wenn wir die 
Ressourcen haben, dann kann man sich ggf. auch 
wieder von den Vorgaben aus § 30c und letztend-
lich auch aus § 30d im Entwurf wieder verab-
schieden. Wir plädieren also derzeit dafür, die 
41 Stunden zumindest nicht zu verändern, wie 
gesagt, mit dem mittel- und langfristigen Ziel, 
dann darüber nachzudenken, den Führern vor 
Ort, also den Einheitsführern und Vorgesetzten, 
den Spielraum auch wieder zu geben, im Sinne 
der Inneren Führung ihre Ressourcen vor Ort ent-
sprechend einsetzen zu können, wenn die Bun-
deswehr ressourcenmäßig wieder derart ausgestat-
tet ist, dass die Auftragslage erfüllt werden kann. 
Ich hoffe, das beantwortet zunächst die Frage.  

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Herr Abgeordne-
ter! Vielleicht ganz kurz: Ich glaube, die Argu-
mentationslage ist ja aus jeglicher erdenklichen 
Perspektive hinreichend dargestellt worden. Las-
sen sie mich Ihnen einfach ein reservenahes Bei-
spiel dafür liefern, dass Regelungen der Modifika-
tion der Arbeitszeit durchaus Auswirkungen auf 
die Attraktivität haben: Nämlich ein Bereich, der 
uns besonders betrifft und hier auch am Rande 
schon mal angesprochen wurde, auf den ich aber 
gerne noch mal den Fokus Ihrer Aufmerksamkeit 
lenken würde. Wir sehen es am Beispiel der Teil-
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zeit. Die Einführung der Teilzeitmöglichkeit er-
fährt ein so durchgehend positives Feedback und 
die Bitte um Ausweitung, dass sie im Umkehr-
schluss sehr eindeutig sehen, dass gerade die 
Dinge, die Arbeitszeit für den Soldaten abwägbar 
machen, auch in der Abwägung zwischen den 
wehrpolitischen Erwägungen und der Attraktivi-
tät des Dienstes, doch direkte Auswirkungen ha-
ben. Um Ihre Frage zu beantworten: Ja, solche Re-
gelungen haben natürlich Einfluss auf die Attrak-
tivität des Dienstes. 

Abg. Rüdiger Lucassen (AfD): Danke, Herr Vorsit-
zender! Der Vertreter des BundeswehrVerbandes, 
Herr Dr. Buch, führte eben zu Besoldung aus und 
hat es an dem Rational der Wochenarbeitszeit 
festgemacht, dass es Auswirkungen auf die Ge-
haltshöhe hat, wenn man von 44 Stunden oder 41 
ausgehen und das reduzieren würde. Dieses Ratio-
nal hätte ich gerne mal erläutert, weil ich bisher 
davon ausgegangen bin, dass wir es bei der Besol-
dung der Soldaten in Anlehnung auch an beam-
tenrechtliche Richtlinien mit einer Alimentierung 
zu tun haben, die unabhängig von diesem absolu-
ten Stundensatz ist. Wenn Sie dazu vielleicht et-
was sagen. 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Das, was in 
§ 30c Abs. 1 eingeführt werden soll, ist eine soge-
nannte Verbotsobergrenze. Da ist von der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 44 Stunden 
die Rede. Die 41 Stunden, die Sie im derzeit gülti-
gen § 30c finden, sollen in die Arbeitszeitverord-
nung wandern. In der Arbeitszeitverordnung wäre 
dann, ohne dass der Gesetzgeber dort tätig werden 
muss, auf dem Verordnungswege eine Erhöhung 
der wöchentlichen Arbeitszeit von 41 Stunden auf 
42 Stunden oder 43 Stunden oder 44 Stunden 
möglich, womit die Soldatinnen, der Soldat im 
Prinzip für das gleiche Geld – also an seiner Be-
soldungszahlung durch das Bundesverwaltungs-
amt wird nichts geändert – mehr arbeiten würde. 
Das kommt einer Entwertung seiner Besoldung 
gleich und quasi einer Kürzung. Das ist das Ratio-
nal, was dahinter steht.  

Abg. Rüdiger Lucassen (AfD): Dankeschön! Das 
ist das Rational. Es kommt dem gleich. Sie führen 

den Umkehrschluss herbei. Ich sehe das deswe-
gen nicht unbedingt – so ist meine Feststellung 
aus Ihren Äußerungen –, dass das tatsächlich 
diese Wirkung haben muss. Sonst werde ich an 
anderer Stelle noch mal die Bundesregierung 
dazu fragen.  

Dann eine Äußerung, die Ihr Vorsitzender vorhin 
in der ersten Runde getan hat. Herr Wüstner, da 
hatten Sie auch im Hinblick auf unseren Antrag 
zu § 30c gesagt, dass wir in der Ausführung spre-
chen, dass Überstunden durch Freizeitausgleich 
ausgeglichen werden müssen, und haben aufge-
führt, dass das nicht der Fall sein muss, sondern 
"soll“. Ich lese das in § 30c Absatz 2 des aktuellen 
Gesetzes vom 01.01.2016 anders: „…so ist ihm“ – 
ihm hier ohne Sternchen, aber das kann man ja 
später noch mal ändern – „…zu gewähren“. Das 
ist für mich „muss“. Sehen sie das anders? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Aktuell ist es so, 
dass die 41-Stunden-Grenze sozusagen das Ziel 
ist. Darüber hinaus haben wir die Möglichkeit auf 
unterschiedliche Wochenarbeitszeit von bis zu 
48 Stunden zu gehen. Das legt ja der Disziplinar-
vorgesetzte planerisch fürs Jahr fest. Bisher ist es 
in der Praxis, der Umsetzung der Verordnung fol-
gend, so, dass die einzeln geleisteten Überstunden 
im Grundbetrieb dahingehend bis zu 48 Stunden 
vergütet werden können. Und von dieser Praxis 
wird auch Gebrauch gemacht. Es gibt sehr viele, 
die sich Einzelüberstunden vergüten lassen. Da 
könnte man genau reingucken, in welcher AVR 
[Ausbildungs- und Verwendungsreihe] es ist. Es 
ist nämlich dort, wo dann der größte Personal-
mangel herrscht. Aber wie gesagt: Es ist nicht so, 
dass es ein Muss ist, nur 41, sondern ein Soll. Ins-
gesamt hat man einen Rahmen von bis zu 48 
Stunden. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender! Noch einmal eine Frage an alle 
Verbandsvertreter. Ich würde gerne noch einmal 
einen kurzen Blick auf die Therapieangebote wer-
fen. Ich fand den Beitrag von Ihnen, Herr 
Kammradt, anregend zu sagen, eigentlich müsste 
sich so ein Therapieangebot an die ganze Familie 
richten. Nun ist es aber so, dass wir mit der Aus-
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weitung, die wir jetzt vorsehen, für die Soldatin-
nen und Soldaten eigentlich schon eine Möglich-
keit schaffen, die es meines Wissens im Öffentli-
chen Dienst sonst nirgendwo gibt. Deswegen hatte 
der VBB auch zu Recht angemahnt, dass man da 
vielleicht auch an die Beamten denken muss. 
Also ich denke, das ist etwas, worüber wir ge-
meinsam noch weiter nachdenken müssen, wie 
man das gegebenenfalls auch weiter entwickelt. 
Aber ich würde Sie, und zwar alle, trotzdem mal 
um eine Einschätzung bitten, wie Sie die zur Ver-
fügung stehenden Therapieplätze überhaupt beur-
teilen. Sind wir mit den Kapazitäten, die im Mo-
ment zur Verfügung stehen, überhaupt in der 
Lage, eine deutliche Ausweitung über das, was 
der Gesetzentwurf vorsieht, hinaus auch tatsäch-
lich abzudecken?  

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Wenn ich dazu 
kurz etwas erläutern darf: Das Therapieangebot, 
ist das eine. Aber wir haben uns schon vor zwei 
oder drei Jahren schwer getan, Ärzte für Thera-
pien bei der Bundeswehr auszubilden. Das heißt, 
es wird nicht unbedingt der Therapieplatz das 
Problem werden, sondern das werden die Ärzte 
sein, nämlich sie bei einer Ausweitung, so wie 
wir es vorgeschlagen haben, in der Kürze der Zeit 
zu kriegen. Über einen längeren Zeitraum kann 
ich mir das durchaus gut vorstellen. Allerdings ist 
das Gesetz so ausgelegt, dass man dann schnelle 
Erfolge sieht und in der Kürze der Zeit, denke ich, 
ist es wahrscheinlich nicht so darzustellen. Die 
Therapieplätze an sich: Kann ich ihnen tatsäch-
lich nicht sagen! Wir haben Wartelisten, so wie es 
momentan aussieht.  

SV Cora Nixtatis (VBB): Ich kann beispielsweise 
nur vom Bundeswehrkrankenhaus Hamburg be-
richten, wo eine Leiterin von uns in der Verwal-
tung ist. Die haben das Angebot in den letzten 
Jahren extrem ausgebaut. Das ist auch gut ange-
nommen worden. Es wäre durchaus die Möglich-
keit. Ich denke, da ist noch Kapazität. Aber gerade 
wenn man die Maßnahmen erweitert, müsste man 
natürlich dafür Sorge tragen, dass das in Zukunft 
wirklich ausgebaut wird, auch was die Ärzte an-
geht. Dort stellt man jetzt auch zivile Ärzte ein, 
um einfach zu vermeiden, dass wir da ein Perso-
nalfehl kriegen. Auch das läuft ja bereits an.  

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Das Ganze geht 
nur längerfristig und muss mit Planungen hinter-
legt werden. Wir haben natürlich die Problematik, 
dass wir nicht mehr diese „Fülle“ an Bundes-
wehrkrankenhäusern haben, wie wir sie noch vor 
fünf oder sechs Jahren hatten – also es war ja auch 
keine „Fülle“. Aber beispielsweise ist Amberg zu-
gemacht und der eine oder andere Bereich ver-
kleinert oder verringert worden, weil man sich 
eben auf bestimmte Bereiche konzentriert. Ich 
gehe davon aus, was Therapien betrifft, haben wir 
momentan nur die Spitze des Eisberges ange-
kratzt. Ich kenne mehr als genug Soldaten, wo ich 
durchaus davon ausgehen muss, dass es PTBS-be-
lastete Menschen sind. Und sie sind eben entspre-
chend nicht therapiert. Warum? Weil es heute im-
mer noch eine gewisse Scham mit sich führt, sich 
therapieren zu lassen. Wenn ich dann hergehe 
und sage: Jetzt will ich mal alle erfassen! oder: Ich 
will auch alle mit einbringen!, dann wird es tat-
sächlich schwierig werden. Ich kann mir das zwar 
vorstellen, aber nochmal: Wir haben sie wegge-
schickt, wir haben sie zurückgeholt und sie sind 
für die Bundesrepublik Deutschland dorthin ge-
gangen. Insoweit hat die Bundesrepublik Deutsch-
land eine gewisse Verpflichtung – nicht nur eine 
gewisse, sondern sie hat eine Verpflichtung! Jeder 
Mensch, der dort irgendwo sein Leben riskiert, 
hat den Anspruch mit seiner Familie. Denn das 
steht übrigens dort vorne, wenn man am Spree-
ufer entlang läuft, im Grundgesetz. Familie hat 
den Anspruch darauf, dass sie miteinander thera-
piert werden. Deswegen haben wir es auch an die-
ser Stelle gefordert. Es ist ein Stück Aufgabe, aber 
auch das war ja vorhin Ihre Frage, Frau Abgeord-
nete: Wenn es dann um große Dinge geht, muss 
man eventuell den einen oder anderen großen 
Schritt wagen. Da gehört es dann eventuell mit 
dazu, mit den entsprechenden Schwierigkeiten im 
Umgebungsfeld! Aber ich hoffe, das reicht. 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Vielen Dank! Es 
ist manchmal ein politischer Anspruch, den man 
formulieren kann, der für uns auch eine Anregung 
bietet, darüber nachzudenken, was wir in Zukunft 
noch anders und besser machen können. Aber ei-
nen rechtlichen Anspruch zu schaffen, wenn man 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Kapazitäten gar 
nicht hat, kann natürlich auch zu Frustrationen 
führen, weil man dadurch Erwartungen erzeugt, 
die man am Ende nicht halten kann. Wir müssen 
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Politik mit Augenmaß machen! Darauf wollte ich 
nur hinweisen. Und es soll nicht das letzte Wort 
in der Sache gewesen sein. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Sehr geehrter 
Abgeordneter! Zu der Frage: Reichen die Kapazi-
täten aus? Natürlich nicht! Das weiß man inner-
halb der Bundeswehr seit sieben Jahren und man 
steuert deswegen entsprechend gegen. Von Bet-
tenkapazitäten über die Ausweitung im Klinikbe-
reich, Studiengang, Truppenpsychologie etc. pp.: 
Man greift entsprechend an und die Problematik 
auf. Und das muss man auch sagen: Man hat mitt-
lerweile recht gute Kooperationsmodelle mit ei-
nem guten Qualitätsmanagement. Darauf achten 
wir selbst als Verband sehr, weil es natürlich im-
mer wieder auch Beschwerden gibt. In Verbin-
dung mit der Bundeswehr selbst und den Koope-
rationspartnern in Kliniken in Gänze gesehen 
kann ich nicht feststellen, dass wir sagen, wir 
könnten den Bedarf, der heute da ist, nicht de-
cken – in Verbindung mit den zivilen Partnern! 
Dennoch ist es wichtig, dass man den Weg, den 
die Bundeswehr eingeschlagen hat – zu sagen: 
Wir steigern Bettenkapazitäten mit all dem, was 
dazu gehört–, weiter verfolgt. 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Vielen Dank! Wir haben auch in der ersten Mit-
zeichnung des Referentenentwurfs in der Ver-
bände-Beteiligung schon darauf hingewiesen, dass 
der Teufel auch hier oftmals im Detail liegt. Wenn 
Sie beispielsweise die Änderung des § 111 SGB V 
nehmen, der im Kern erstmal die Konkretisierung 
des Leistungsumfanges der unentgeltlichen trup-
penärztlichen Versorgung im Rahmen der wirt-
schaftlichen Angemessenheit an die Bundesbei-
hilfeverordnung anpasst, dann stellen wir uns 
auch an der Stelle die Frage, wo wird dort die 
Grenze gezogen. Beispielsweise kriegen wir das 
Feedback doch relativ oft aus den Veteranenver-
bänden, dass sie sagen: Na ja, es gibt da Heilme-
thoden, da geht durchaus das Wort um, die funk-
tionieren, dann stellt der Soldat den Antrag und 
ihm wird gesagt, die Heilmethode darf noch nicht 
verwendet werden, die ist noch nicht im regulä-
ren Katalog aufgenommen, die Studien laufen 
noch. Insbesondere aufgrund dieser besonderen 
Fürsorgepflicht für dieses Sonderopfer, das Solda-

tinnen und Soldaten, Reservistinnen und Reser-
visten und auch natürlich Zivilangestellte brin-
gen, plädieren wir immer wieder dafür, dass dort 
dann doch im Zweifel für den Menschen ent-
schieden wird und nicht erst eine Wirtschaftlich-
keitsprüfung über drei, vier, fünf Jahre läuft, ob 
die Methode anwendbar ist. Den Leuten muss 
akut in dem Moment geholfen werden und solche 
Fragen sind dann aus unserer Perspektive eher se-
kundär. 

SV Hptm Andreas Füllmeier (vsb): Ich denke, es 
sind alle Aspekte tatsächlich benannt worden. 
Wir kennen auch keine genauen Zahlen, wieviel 
Therapieplätze es gibt und ob es tatsächlich zu 
wenig für irgendetwas gibt. Das einzige, was ich 
sagen möchte, ist: Worauf wir achten müssen und 
sollten, ist, dass sich in der heutigen Zeit die The-
rapiemaßnahmen an sich so schnell ändern, dass 
wir hier aufpassen müssen, dass wir auch die 
richtigen Therapien anbieten können. Danke! 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Herzlichen Dank! 
Zweite Frage, auch an alle Verbände: Von der 
AfD-Fraktion liegt der Vorschlag vor, § 30c Solda-
tengesetz ersatzlos zu streichen. Da wollte ich Sie 
auch noch mal um eine Einschätzung bitten, wie 
Sie diesen Vorschlag bewerten. Vielleicht zuerst 
der Reservistenverband? 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): 
Vielen Dank noch mal für die Gelegenheit! Ich 
glaube, wir haben gerade das Spannungsfeld, in 
dem sich das bewegt, dargestellt und klargemacht, 
dass hier eindeutig im Sinne der Attraktivität des 
Dienstes zu handeln ist.  

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich habe das 
akustisch nicht verstanden. 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): Ich 
denke, wir haben das bereits sehr ausführlich dar-
gelegt und die Argumente in diesem Bereich sind 
ausgetauscht. Wir haben auch dargelegt, in wel-
chem Spannungsfeld sich das unserer Meinung 
nach bewegt, und haben dem nichts mehr hinzu-
zufügen. 
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Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD) Das heißt, Sie hal-
ten das für einen sinnvollen Vorstoß? Oder lehnen 
Sie den ab? 

SV Christoph Max vom Hagen (Reservistenver-
band): Für einen Reservisten als solchen ist ein 
Arbeitszeitgesetz eine Sache, die auch im Rahmen 
des Dienstes eine Rolle spielt. Ich sehe das im 
Moment bei unserer Expertise nicht als Schwer-
punkt. Grundsätzlich ist alles zu unterstützen, 
was die Arbeitszeit des Soldaten, des Reservisten 
dahingehend für den Einsatz, den er bringt, ent-
lohnt und entschädigt. In der Form müssen wir so 
bleiben.  

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich habe das im-
mer noch nicht verstanden. Lehnen Sie es ab? 
Finden Sie, das ist ein richtiger oder ein falscher 
Vorstoß, diese Arbeitszeitverordnung, so wie sie 
jetzt ist, abzuschaffen.  

SV Christoph Max vom Hagen (Reservistenver-
band): Sie merken, dass ich selber jetzt mit der 
Expertise in dieser § 30c-Problematik nicht so tief 
eingearbeitet bin, dass ich mir jetzt erlaube, ein 
Für oder Wider darzustellen, da es im Rahmen 
dieses allgemeinen Gesetzes nicht unser Schwer-
punkt ist. Deswegen schließe ich mich der Mei-
nung unseres Fachreferenten an, der sagt: Alles, 
was der Fürsorge und der Entschädigung eines 
Soldaten und Reservisten dient: Ja! Aber ich kann 
nicht pauschal Ja oder Nein für diesen Punkt sa-
gen. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Was den Anfang 
an sich anbelangt, raten wir in der Tiefe des An-
trags und so, wie er aufgesetzt ist, für eine Ableh-
nung. Wir halten ihn für nicht sinnvoll. Wir ha-
ben die rechtlichen Zusammenhänge mit Blick 
auf die EU-Arbeitszeitrechtlinie und das Bundes-
verwaltungsgerichtsurteil aufgezeigt. Zum zwei-
ten: Was die grundsätzliche Linie anbelangt, hatte 
ich hergeleitet, woher wir kommen und dass das, 
was wir mit Blick auf die Soldatenarbeitszeitver-
ordnung und die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen haben, noch in dem Zustand ist: Gut gemeint, 
aber noch nicht in Gänze gut gemacht. Deswegen 
habe ich auf das noch kommende Gesetz für den 
Herbst verwiesen.  

Unabhängig – und das, muss ich sagen, betrifft 
alle Menschen der Bundeswehr. Und wir haben 
auch Reservistinnen und Reservisten, die zehn 
Monate Dienst leisten und gleichermaßen positiv 
von dieser Art der Soldatenarbeitszeitverordnung 
partizipieren, mit all dem, was dazu gehört, wie 
die aktiven Soldatinnen und Soldaten – wobei 
man dann sagen muss: Wenn der Reservist klas-
sisch übt, ist er eigentlich aktiver Soldat und ent-
sprechend auch dankbar, dass es eine entspre-
chende Möglichkeit gibt. Unabhängig davon, was 
in dem Antrag richtig beschrieben ist, ist die 
Schere zwischen Auftrag und Ressourcen. Das ist 
das Kernproblem vor dem Hintergrund der The-
matik Zeit. Deswegen müssen die Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden, um in dieser verfügba-
ren Zeit wieder ausbilden zu können. Das ist das 
Kernproblem und nicht die Soldatenarbeitszeit-
verordnung oder die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen an sich.  

SV Nils Kammradt (ver.di): Für ver.di können wir 
es relativ kurz machen. Ich glaube, die Vorteile, 
auch was die Wertigkeit des Soldatenberufs und 
des Messbar-Machens dessen betrifft, was ich an 
Auftrag habe und was ich auch vergütet be-
komme, sind hier mehrfach erörtert worden. Die 
rechtlichen Risiken, die man schafft, wenn man 
die einfach aufhebt, und die Fiktion, dann eventu-
ell eine Bundeswehr ohne festes Arbeitszeitre-
gime zu haben und was das für Folgen hat – ich 
glaube, da überwiegen die Vorteile deutlich. Inso-
fern würden wir für Ablehnung plädieren. 

SV OTL Thomas Huhndorf (vsb): Den pragmati-
schen Ansatz und die Zielrichtung des Antrags 
sehe ich sehr wohl. Hier geht es, wie die Fraktion 
auch ausführt, um die eigenverantwortliche Ge-
staltung des Truppenalltages und damit des 
Dienstplanes, also der Verantwortlichkeit der je-
weiligen Einheitsführer auf der dritten Ebene im 
Einsatz und in den Verbänden. Die Problematik 
allerdings, wie auch Herr Wüstner schon ange-
merkt hat, ist nach wie vor die offene Schere zwi-
schen den Ressourcen und dem Auftragsportfolio. 
Die muss erst geschlossen werden, bevor wir dort 
wieder hin können. Natürlich ist eben diese ei-
genverantwortliche Gestaltung des Truppenalltags 
eines der Werkzeuge der Inneren Führung, die wir 
in der Bundeswehr haben. Ich bin auch sehr froh 
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darum. Das heißt, hier kann man tatsächlich auch 
die Sinnhaftigkeit des Dienstes als Werkzeug be-
nutzen, um die Menschen in der Bundeswehr zu 
motivieren, die Auftragserfüllung zu gewährleis-
ten. Aber dann brauche ich diese Menschen erst-
mal und zwar nicht zeitlich, tagtäglich, möglichst 
lang, sondern in ausreichender Anzahl, um den 
gestellten Herausforderungen entsprechend begeg-
nen zu können. Das aus unserer Sicht als Verband 
der Soldaten der Bundeswehr. Dankeschön! 

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Wenn ich Sie 
richtig verstehe, sind Sie für eine hundertprozen-
tige Vollausstattung der Bunddeswehr sowie die 
SPD, aber nicht für die Abschaffung des § 30c? 

SV OTL Thomas Huhndorf (vsb): Richtig, aller-
dings zeitlich begrenzt! Ich sehe hier in Zukunft 
durchaus eine Möglichkeit, noch mal darüber zu 
reden – vielleicht in fünf oder zehn Jahren, wenn 
die Trendwenden tatsächlich die entsprechenden 
Fortschritte gezeigt haben. Dankeschön! 

Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
(FDP): Wunderbar! In der Kürze der Zeit: Sie spra-
chen gerade zum Thema Reservisten. Deswegen 
habe ich eine kurze knappe Frage und freue mich, 
wenn vor allem der BundeswehrVerband und der 
Verband der Soldaten das kurz beantworten: Es 
geht um den Artikel 13 Nr. 3, wie es aus Sicht der 
aktiven Soldatinnen und Soldaten zu beurteilen 
ist, dass ehemalige Soldatinnen und Soldaten 
künftig nicht mehr an ihrer Uniform erkennbar 
sind, also die Kordel wegfällt, dass sie Ehemalige 
sind und keine aktiven. Vielleicht können Sie 
dazu zwei Sätze sagen. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Wir haben auch 
da einen Beschluss der Hauptversammlung fol-
gend, der ganz klar sagt: Eine Kennzeichnung, sei 
es über eine Kordel oder über eine Kennzeich-
nung an der Uniform wie beispielsweise bei der 
Marine, wird weiterhin für zweckmäßig erachtet 
und nicht eine entsprechende Abschaffung. Das 
ist die Beschlusslage und so haben wir uns in al-
len Stellungnahmen entsprechend geäußert. Wir 
haben bei uns in der Mitgliedschaft auch mit 
Blick auf die Reservistinnen und Reservisten, die 
wir vertreten, keine Priorität mit Blick auf das 

Thema Kennzeichnung. Das war in den letzten 
Jahren keine Herausforderung. Nichtsdestotrotz: 
Wenn es jetzt so mit dem Gesetz passiert, wird es 
auch anderweitig keine Herausforderung werden. 
Dennoch stellt sich die Frage, wie man einen Sta-
tus voneinander abgrenzt. Auch da haben wir rein 
rechtlich noch keine Antwort. 

Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
(FDP): Sie haben uns jetzt in ihrer eloquenten un-
nachahmlichen Art zu verstehen gegeben, dass 
Sie natürlich keine Abgrenzung wollen, aber ir-
gendwie doch. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Stellungnahme 
war ablehnend! 

Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
(FDP): Dann erklären Sie es doch noch mal in ein-
fachen Worten. 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Nein, nein! Das 
hatte ich am Anfang ausgeführt: Bei jeglicher Stel-
lungnahme haben wir abgelehnt. Ich hatte nur 
versucht zu erklären, warum. A) weil es keinen 
Bedarf gibt aus dem Bereich der Menschen, der 
Mitglieder, die wir vertreten. Und b) weil sich un-
sere Kameradinnen oder Kameraden – entweder 
aktiv oder im Reservistenstatus – durchaus für 
eine Trennung aussprechen.  

Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
(FDP): Sorry, wenn ich jetzt auf der Leitung stehe. 
Finden Sie den Wegfall der Reservistenkordel gut 
oder nicht? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Ist aus unserer 
Sicht nicht notwendig. 

Abg. Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
(FDP): Okay, jetzt hab ich es. Danke! 

Abg. Dr. Markus Faber (FDP): Eine Frage noch 
von meiner Seite. Wir haben derzeit noch den 
Umstand, dass Ausbildung und Studium vor dem 
Eintritt in die Bundeswehr, wie beispielsweise bei 
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langgedienten Zeitsoldaten, beim Austritt aus der 
Bundeswehr entsprechend nicht so berücksichtigt 
werden wie die Zeiten, die man schon in der An-
stellung beispielsweise im Studium verbracht hat. 
Das ist nachteilig bei Mangelberufen wie bei-
spielsweise im Sanitätsdienst, den Ärzten, weil es 
den Beruf bzw. den späteren Eintritt in die Bun-
deswehr weniger attraktiv macht. Jetzt haben wir 
in dem vorliegenden Gesetzentwurf keine Anpas-
sung in diesem Fall vorgenommen. Die Ungleich-
behandlung bleibt bestehen. Deswegen würde ich 
mal in die Runde fragen, für wie dringlich Sie 
hier eine Änderung halten würden, die nach wie 
vor nicht vorgenommen wurde? Das geht an den 
Deutschen BundeswehrVerband und den Verband 
der Reservisten. 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Ich muss 
leider nachfragen: Meinen Sie das Thema Aner-
kennung in Bezug zum Beispiel auf das Thema 
Krankenversicherung oder Pflegeversicherung? 
Meinen Sie das Thema Anerkennung in Bezug auf 
die Einstufung oder Eingruppierung in eine Erfah-
rungs- oder Besoldungsgruppe? Unter welchem 
Aspekt möchten Sie das beleuchtet haben? 

Abg. Dr. Markus Faber (FDP): Ich möchte das un-
ter all diesen Aspekten beleuchtet haben. 

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Ich fang mal 
bei dem Thema mit der Krankenversicherung 
bzw. Pflegeversicherung an. Dort hat der Gesetz-
geber zum 01.01.2019 die Möglichkeit geschaffen, 
dass Zeitsoldaten, die vor ihrem Dienst in der 
Bundeswehr z.B. als Soldaten- oder Beamtenkind 
entweder gesetzlich oder privat versichert waren, 
nach ihrem Ausscheiden aus der Bundeswehr 
keine Nachteile mehr haben. Es gibt zwei Rege-
lungen: eine Bereichsausnahme für den Bereich 
der Bundeswehr und den sogenannten Auffangtat-
bestand. Dieses Thema ist durch das VEG [Versi-
chertenentlastungsgesetz] momentan sehr, sehr 
gut gelöst. Damit ist nicht nur eine politische, 
sondern auch eine verbandspolitische Forderung, 
die wir lange Jahre erhoben haben und die die 
Mitglieder tatsächlich sehr bewegt hat, vom Tisch. 
Das ist erstmal der eine Punkt.  

Der zweite Punkt ist: Wenn ich mir angucke, wie, 

wann, wer in welche Besoldungsgruppe bzw. Er-
fahrungsstufe kommt: Das ist tatsächlich so, dass 
ich zugeben muss, dass das Verfahren, was das 
Bundesamt für Personalmanagement der Bundes-
wehr hier vornimmt, transparenter sein könnte. 
Dennoch glaube ich auch aus der Rechtsberatung 
keine Fälle von Mitgliedern zu kennen, die sich 
tatsächlich schwerst benachteiligt fühlen, wenn 
Sie beispielsweise als Akademiker den Weg in die 
Bundeswehr wagen und nicht in den höheren, 
sondern in den mittleren Dienst eingestuft wor-
den wären. Sondern die Fälle, die ich kenne, 
wenn man sozusagen als Ingenieur, egal ob als 
Seiteneinsteiger, Wiedereinsteiger oder Neuanfän-
ger den Weg in die Bundeswehr sucht und den 
Weg in den höheren Dienst möchte, entweder in 
den höheren Beamtendienst oder in den Dienst 
beispielsweise als technischer Offizier, dann ist 
das auch ohne Weiteres möglich. Wenn ich natür-
lich als Sportwissenschaftler in den technischen 
Dienst und dort in den höheren Dienst möchte, 
könnte ich Probleme haben. Aber das ist ein 
Thema für den gesamten öffentlichen Dienst und 
nicht für die Bundeswehr. Das wäre auch mit die-
sem Gesetz nicht ohne Weiteres zu regeln oder zu 
lösen. 

Abg. Dr. Markus Faber (FDP): Ganz kurz: Mir 
ging es gerade um das Ausscheiden langgedienter 
Zeitsoldaten und die andere Besoldungsgruppe 
bzw. die anderen Ansprüche, die sich dann erge-
ben. Mir sind solche Fälle, die ihnen nicht be-
kannt sein, leider doch bekannt.  

SV OTL i.G. Dr. Detlef Buch (DBwV): Ich weiß bei 
der Frage, Herr Abgeordneter, nicht genau, worauf 
Sie hinaus wollen, wenn Sie sagen: bei dem Aus-
scheiden aus der Bundeswehr. Die Versorgung 
richtet sich ja nach dem Soldatenversorgungsge-
setz. Der Soldat kriegt eine Übergangsbeihilfe und 
Übergangsgebührnisse. Das heißt, der Weg ins Zi-
villeben wird relativ gut geebnet. In welchen Fäl-
len er wie eine Anschlussbeschäftigung im öffent-
lichen Dienst oder in der Privatwirtschaft findet, 
obliegt auch seinem persönlichen Engagement 
und seinen Fähigkeiten. Wie gesagt, wir müssten 
Fälle haben und uns angucken. Ich habe mit 
Herrn Wüstner quergesprochen: Uns sind kon-
krete Fälle nicht bekannt. Aber ich nehme die 
gerne auf. 
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SV OTL André Wüstner (DBwV): Gegebenenfalls 
gehen Sie auf das Thema Binnenarbeitsmarkt ein 
oder versuchen, das zu beleuchten, wie es besser 
gelingt, Menschen, die im Status Soldat waren, in 
den öffentlichen Dienst zu überführen oder inner-
halb der Bundeswehr in ein Beamten- oder Ar-
beitnehmerverhältnis zu führen. Dazu hatte ich 
vorher ausgeführt – sollten Sie das meinen –, dass 
da Handlungsbedarf ist, um besser zu werden, 
weil wir aktuell zu viele qualifizierte Soldatinnen 
und Soldaten an andere Bereiche verlieren, die 
wir vor dem Hintergrund der Erfahrung, die sie 
gesammelt haben, eigentlich dringend in der Bun-
deswehr brauchen könnten. Ob im Beschaffungs-
bereich, im Bereich Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen oder wo auch immer: Bedarf 
ist da – Stichwort Binnenarbeitsmarkt! 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Ich habe nur 
noch mal eine Nachfrage an ver.di zu dem Punkt 
Therapie. Es gab in der früheren Stellungnahme 
vom DGB mal den Hinweis darauf, einen mindes-
tens teilweisen Verdienstausfall für den Angehöri-
gen ins Auge zu fassen. Dazu würde mich Ihre Po-
sition interessieren.  

SV Hptm Jürgen Soldner (ver.di): Im Prinzip 
könnte man die Handhabung beim Verdienstaus-
fall ähnlich machen wie bei Krankheitsausfällen, 
weil es tatsächlich ja nichts anderes ist. Wenn die 
Ehefrau die Therapie mit dem Mann macht, ist ja 
irgendwo eine Krankheit attestiert worden. Das 
könnte man tatsächlich dann gleichfalls sehen 
wie… ich hätte fast gesagt, wie wenn jemand eine 
Grippe hat, aber das passt nicht ganz. Er ist ein-
fach nicht für die Arbeit tätig. Insoweit müsste 
man auch an dieser Stelle im Gesundheitsbereich 
eventuell eine Anpassung vornehmen, dass man 
dann sagt: Wenn die Therapie für alle notwendig 
ist, dann muss auch der Verdienstausfall ähnlich 
gehandhabt werden wie bei einer Krankheit. Wir 
haben in diesem Gesetz u.a. auch anerkennbare 
Krankheiten bei Beamten im Beamtenbereich. Das 
heißt, dort gibt es auch Möglichkeiten, die mit 
diesem Gesetz abgefangen werden, dass mittler-
weile Krankheiten auch als Dienstunfälle aner-
kannt sind. In ähnlicher Art und Weise könnte 
man das an dieser Stelle auch handhaben. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön! 
Ich habe keine Fragen mehr, Herr Vorsitzender. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich würde an der Stelle gern weiter machen 
und den BundeswehrVerband nach seiner Ein-
schätzung fragen, ob Sie die im Gesetz vorgeschla-
genen, zeitlichen Beschränkungen stationärer 
Reha-Maßnahmen auf einmal im Kalenderjahr 
oder maximal drei Wochen, wenn Angehörige von 
Soldatinnen und Soldaten therapeutisch behan-
delt werden, für richtig oder, freundlich gefragt, 
verbesserungswürdig halten? Was sind Ihre Erfah-
rungen damit? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): Es ist wie in der 
Stellungnahme beschrieben. Anfangs bin ich kurz 
darauf eingegangen. Wir sind der Auffassung, es 
braucht keine zeitliche Beschränkung. Uns ist na-
türlich bewusst, dass es irgendwo Auflagen geben 
muss, wenn man Gesetze auf den Weg bringt. 
Aber aus unserer Erfahrung und auch in Rück-
sprache mit Menschen in Verantwortung im Be-
reich von Therapien greift diese Begrenzung zu 
kurz. Im Ideal würden wir sagen, wir weiten kom-
plett aus, und im Minimum würde man sagen, 
diese drei Maßnahmen bezogen auf das Kalender-
jahr oder auf die drei Wochen Therapie erweitern 
wir auf vier oder fünf Maßnahmen. Ja, es ist rich-
tig: Das sind nur ganz wenige Fälle, bei denen 
sich Familien so viel Zeit nehmen können aus 
verschiedenen Gründen, um dann eine entspre-
chende Therapie oder Rehabilitationsmaßnahme 
zu begleiten. Das wird mir auch manchmal aus 
dem fachlichen Bereich entgegnet. Aber es gibt 
sie, dass Menschen in den Sommerferien vier, 
fünf Wochen zusammen unterwegs sind, oftmals 
noch von unseren Stiftungen finanziert, um die 
entsprechenden Maßnahmen zu durchlaufen. 
Weil es diese Ausnahmen gibt, sind wir für eine 
entsprechende Ausweitung. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich würde gerne eine Frage anschließen, 
vielleicht auch ein bisschen hinausgeblickt über 
das, was man in diesem Gesetz regeln kann, gern 
an den BundeswehrVerband, aber auch an den 
Reservistenverband. Herr Walravens, und ein an-
derer auch, hat vorhin erwähnt, dass es manchmal 
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Jahre gegebenenfalls auch über ein Jahrzehnt dau-
ert, bis beispielsweise eine Posttraumatische Be-
lastungsstörung tatsächlich ausbricht. Wir wissen 
aus Sitzungen des Verteidigungsausschusses, wo 
es um die Einsatzmedaillen ging, dass aus Grün-
den des Datenschutzes zum Beispiel von denjeni-
gen Soldatinnen und Soldaten, die im Somalia-
Einsatz waren, gar keine Aufzeichnungen mehr 
vorliegen. Wir haben also durchaus ein Problem, 
Dinge nachzuhalten, wenn die Soldaten das nicht 
von sich aus aufbewahren. Wie würden Sie denn 
zum Gedanken stehen, der unter anderem auch 
von Verbänden im Bereich der Einsatz-Veteranen 
unterbreitet wird, dass es eine Art freiwillige Da-
tenbank im Geschäftsbereich des BMVg gibt, wo 
Angehörige der Bundeswehr, wenn sie aus dem 
Dienst ausscheiden, auf ihren Wunsch hin – ich 
weiß, das kollidiert sonst mit dem Datenschutz – 
sagen können: Bitte speichert uns da! Bitte habt 
uns in der Datenbank!, dass zumindest überhaupt 
erstmal beweisbar ist, dass die Person ihren 
Dienst geleistet hat und in welchen Auslandsver-
wendungen sie war, falls ein paar Jahre später 
eine einsatzbedingte Schädigung auftritt, bzw. 
dass man die Person gegebenenfalls unter dem 
Gesichtspunkt der Fürsorge kontaktieren kann? 

SV OTL André Wüstner (DBwV): In der Vergan-
genheit sprachen wir in solchen Fällen dann von 
einer Art Beweislastumkehr. Der Betroffene muss 
natürlich beschreiben, wann er wo, wie entspre-
chend tätig war. Das wird ja jetzt gleichermaßen 
schon verfolgt und umgesetzt mit Blick auf die 
Thematik Einsatzmedaillen und Stichtagsrege-
lung. Weiteres wird entsprechend folgen. Da ist 
die Frage, wie man das ausgestaltet. Aber wir sind 
aktuell gegen eine Art Datenmonster innerhalb 
der Bundeswehr, auch auf freiwilliger Basis. Man 
müsste genau reinschauen, was das dann bedeutet 
vor dem Hintergrund der Datenschutzgrundver-
ordnung. Warum sag ich das? Weil auch hier Ver-
bände und Gewerkschaften Herausforderungen 
haben, die wir noch zu lösen haben oder bei de-
nen wir gerade dabei sind, sie zu lösen. Also ich 
bin da skeptisch inwieweit das funktionieren 
kann. Wenn es Betroffene gibt und sie einen Be-
darf beschreiben, ist meiner Auffassung nach 
wichtig, dass man dann helfen kann und es keine 
Hürden gibt, diese Menschen ins System einzu-
speisen und ihnen tatsächlich Hilfe zukommen zu 
lassen. Wenn wir sonst auch sehr kritisch sind, 

muss man hier sagen: Wir haben rund 900 Kame-
radschaften und immer dann, wenn sich Men-
schen an uns wenden und wir einen unmittelba-
ren Link in Richtung BAPersBw, in den zuständi-
gen Bereich des BMVg oder zum PTBS-Beauftrag-
ten herstellen, wird den Menschen geholfen und 
zwar weitaus besser, als in anderen Nationen Eu-
ropas und weltweit, würde ich sagen. Deswegen 
ist der Bedarf dafür vor dem Hintergrund dessen, 
was wir mit Blick auf das Wort Datenschutz ma-
chen, eher begrenzt. Für mich ist wichtig, dass es 
Möglichkeiten gibt, anzudocken und dann notfalls 
zu sagen, wir gehen in eine Beweislastumkehr, 
wenn das BMVg selbst keine Daten mehr hat. 

SV Henning Walravens (Reservistenverband): Das 
betrifft etwas, dass wir sowohl in der Verbände-
Beteiligung aufgezeigt haben, als auch das, was 
ich vorhin schon unter dem Punkt der Verschie-
bung der Problematik von der eigentlichen Ver-
sorgung und dem Zugang der Versorgung ange-
sprochen habe. Wir haben immer wieder Fälle, 
wo wir über die LOYAL, über die Website, über 
Facebook in alle dreieinhalbtausend Reservisten-
kameradschaften raushauen: Kennt noch jemand 
jemanden aus Einsatz X? Und dann wird groß ge-
sucht, hat noch jemand ein Foto von dem Kamera-
den, wo ein anderer Kamerad drauf ist, der bezeu-
gen kann: Der war wirklich da! Das muss in Zu-
kunft aufhören. Da bestehen natürlich Schwierig-
keiten. Was jetzt an Daten vernichtet ist, findet 
sich nicht mehr wieder. Eine freiwillige Daten-
bank wäre sicherlich ein guter erster Schritt. Dort 
wäre aber auch wichtig, dass die Aufklärung über 
die Wichtigkeit dieser Sache erfolgt. PTBS ist eine 
schambehaftete Krankheit. Wir arbeiten daran, 
dass das nicht mehr so ist. Aber solange es noch 
so ist, darf es nicht dazu führen, dass so ein Zettel 
vorgelegt wird und der Zettel vom Soldaten igno-
riert wird, weil ihm niemand sagt: Hör mal zu! In 
acht Jahren wird das richtig, richtig wichtig für 
Dich! Wenn das eine Datenbank ist, die von Amts 
wegen erstellt wird, schließen wir uns auch da 
den datenschutzrechtlichen Bedenken an, sind 
aber zuversichtlich, dass dort Regelungen und Si-
cherheitsmechanismen gefunden werden können 
und auch müssen, die diese Bedenken aus dem 
Weg räumen. Denn gerade an solchen Regelungen 
sollte es nicht scheitern, dass der Soldat oder Re-
servist am Ende die Fürsorge kriegt, die er so drin-
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gend braucht. Insofern ist dieser Vorschlag auf je-
den Fall gutzuheißen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD) Dann sind wir mit 
unserer Fragerunde am Ende. Alle denken an das 
Strucksche Gesetz: „Kein Gesetz kommt aus dem 
Parlament so heraus, wie es eingebracht worden 
ist.“ Daran wird jetzt noch ein bisschen zu arbei-
ten sein. Ich danke, auch namens meiner Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem Verteidigungsaus-
schuss und aus den mitberatenden Ausschüssen, 
allen Vertreterinnen und Vertretern der Verbände 

und der Interessenvertretungen für die Teilnahme 
und für Ihre Beiträge, die in der Komplexität Ihre 
Anregungen sehr deutlich gemacht haben, dass 
noch eine gewisse Wegstrecke der Arbeit an den 
Themen vor uns liegt. Deshalb herzlichen Dank 
für Ihre Beiträge!  

Damit bleibt mir nur noch übrig, die Sitzung für 
heute zu schließen, Ihnen noch einen schönen 
Tag zu wünschen und alle Mitglieder des Vertei-
digungsausschusses freuen sich darauf, dass wir 
uns am Mittwoch wiedersehen! 

 

 
Schluss der Sitzung: 17:55 Uhr 
 
       Für das Protokoll 
 
 
    
 
 
 
Wolfgang Hellmich, MdB    (Gerland / Dr. Schnellecke) 
         Vorsitzender 
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